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1 Einleitung, Aufgabenstellung 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
wurde zur Ermittlung artenschutzrechtlicher Belange im Rahmen der geplanten Baumaßnahmen im Jahr 
2019 eine Übersichtsbegehung Artenschutz i.V.m. mit einer Habitatpotenzialanalyse (WERKGRUPPE GRUEN, 
2019A) sowie faunistische Untersuchungen (Vögel, Fledermäuse, Reptilien, Amphibien und Tagfalter) 
durchgeführt (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  
Neben einer Gebäudebegehung der „Gewächshäuser im Keltergrund“ im Jahr 2020 (WERKGRUPPE GRUEN, 
2020) und weiteren faunistischen Untersuchungen (Reptilien) im Jahr 2021 (WERKGRUPPE GRUEN, 2022) 
wurde im Jahr 2021 der Suchraum für die Anlage von Buntbrachen auf eine Eignung als CEF-Maßnahme 
untersucht (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A). 

Die vorliegende artenschutzrechtliche Prüfung behandelt die Ermittlung möglicher Verbotstatbestände nach 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).  

In der vorliegenden Speziellen artenschutzrechtliche Prüfung (SaP) werden:  

• die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 Änderung BNatSchG 
bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten des 
Anhangs IV FFH-Richtlinie), die durch das Vorhaben erfüllt werden können, ermittelt und dargestellt. 

• die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verboten gemäß § 45 Abs. 7 
BNatSchG geprüft. 

• für die nicht gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten, die gem. nationalem Naturschutzrecht streng 
geschützt sind, wird darüber hinaus geprüft, ob die Art nach § 19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG einschlägig ist.  

 
 

2 Rechtliche Grundlagen, Ansätze der speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung (SaP) 

2.1 Rechtliche Grundlagen 
2.1.1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
§ 7 BNatSchG definiert, welche Tier- und Pflanzenarten besonders bzw. streng geschützt sind. Nach § 7 
Abs. (2) Nr. 13 sind besonders geschützte Arten: 
a) Tier- und Pflanzenarten der Anhänge A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 

b) nicht unter Buchstabe a) fallende 

aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) aufgeführt sind, 

bb) „europäische Vogelarten“ (Artikel 1 VS-RL) 

c) Tier- und Pflanzenarten des Anhang 1, Spalte 2 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 
 
Gemäß § 7 Abs. (2) Nr. 14 sind streng geschützte Arten: besonders geschützte Arten, die 

a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 

b) in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) 

c) in Anhang 1, Spalte 3 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) aufgeführt sind. 

 
Die streng geschützten Arten sind demnach eine Teilmenge der besonders geschützten Arten. 

Der § 44 BNatSchG ist die zentrale Vorschrift für den Artenschutz, die für die besonders und streng 
geschützten Tier- und Pflanzenarten unterschiedliche Verbote von Beeinträchtigungen definiert. 
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Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, zu 
töten oder ihre Entwicklungsformen aus  der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören; eine 
erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

Der § 44 BNatSchG beinhaltet Verbote, die auf die Beschädigung oder Zerstörung von Habitaten der 
Arten abzielen und solche, die den unmittelbaren Schutz von Individuen verfolgen. 

§ 44 Abs. 5 BNatSchG grenzt die für Eingriffe in Natur- und Landschaft relevanten Arten ab und erläutert 
die Grenzen des Eintretens von Verbotstatbeständen. Demnach gelten für nach § 15 zulässige Eingriffe 
in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1, die nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach 
Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte 
Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 
Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und 
im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das 
Verbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für 
Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/ EWG aufgeführten 
Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei 
Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- 
und Vermarktungsverbote vor. 

 

§ 45 Abs. 7 BNatSchG stellt Ausnahmevoraussetzungen dar, die bei Eintreten von Verbotstatbeständen 
im Einzelfall gelten können. Demnach können die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege 
zuständigen Behörden sowie im Fall des Verbringens aus dem Ausland das Bundesamt für Naturschutz 
können von den Verboten des § 44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen 

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden,  

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende 
Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der 
Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen 
auf die Umwelt oder 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich 
der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Absatz 1 
der Richtlinie 92/43/EWG weiter gehende Anforderungen enthält. Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie 
92/43/EWG und Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie 79/409/EWG sind zu beachten. Die Landesregierungen 
können Ausnahmen auch allgemein durch Rechtsverordnung zulassen. Sie können die Ermächtigung nach 
Satz 4 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen. 

 

Gemäß § 67 Abs. 2 BNatSchG kann von den Verboten des § 44 BNatSchG eine Befreiung gewährt 
werden, wenn 
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2. Von den Verboten des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 44 sowie von Geboten und Verboten im Sinne 
des § 32 Absatz 3 kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn die Durchführung der 
Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde. Im Fall des Verbringens von 
Tieren oder Pflanzen aus dem Ausland wird die Befreiung vom Bundesamt für Naturschutz gewährt. 

 

2.1.2 FFH-Richtlinie (FFH-RL) 
Durch die FFH-RL werden im Artikel 12 die Verbotstatbestände für Tiere des Anhang IV dargelegt.  

(1) Die Mitgliedsstaaten treffen die notwendigen Maßnahmen, um ein strenges Schutzsystem für die in 
Anhang IV Buchstabe a) genannten Tierarten in deren natürlichen Verbreitungsgebieten einzuführen, 
dies verbietet: 

a) alle absichtlichen Formen des Fangs oder der Tötung von aus der Natur entnommenen Exemplaren 
dieser Arten; 

b) jede absichtliche Störung dieser Arten, insbesondere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 
Überwinterungs-, und Wanderungszeiten; 

c) jede absichtliche Zerstörung oder Entnahme von Eiern aus der Natur; 

d) jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten. 

Die Schädigungs- bzw. Verbotstatbestände gelten nach Abs. (3) für alle Lebensstadien der Tiere und 
beziehen sich außer Art. 12 Abs. 1 Buchstabe d) auf absichtliche Verhaltensweisen. 

 

Artikel 13 der FFH-RL benennt die Schädigungs- bzw. Verbotstatbestände für die Pflanzen des Anhang IV: 
(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um ein striktes Schutzsystem für die 

Anhang IV Buchstabe b) angegebenen Pflanzenarten aufzubauen, das folgendes verbietet: 

a) absichtliches Pflücken, Sammeln, Abschneiden, Ausgraben oder Vernichten von Exemplaren 
solcher Pflanzen in deren Verbreitungsräumen in der Natur; 

b) Besitz, Transport, Handel oder Austausch und Angebot zum Verkauf oder Austausch von aus der 
Natur entnommenen Exemplaren solcher Pflanzen. 

(2) Die Verbote nach Absatz 1 Buchstabe a) und b) gelten für alle Lebensstadien der Pflanzen. 

Nach Artikel 16 Abs. 1 FFH-RL kann von den artenschutzrechtlichen Verboten der Artikel 12 und 13 der 
FFH-RL abgewichen werden, wenn: 

- es keine andere zufrieden stellende Lösung gibt, 

- die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahme-
reglung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen, 

- sowie im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaft-
licher Art . 

 

2.1.3 Vogelschutzrichtlinie (VS-RL) 
Mit der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung wildlebender Vogelarten 
(VS-RL) wird über Artikel 1 Absatz (1) sämtliche heimischen wildlebenden Vogelarten unter Schutz 
gestellt. Die Richtlinie gilt nach Absatz (2) für Vögel, ihre Eier, Nester und Lebensräume. 

Im Artikel 5 der VS-RL werden folgende Verbote definiert: 

a) absichtliches Töten oder Fangen, ungeachtet der angewandten Methode; 

b) absichtliche Zerstörung oder Beschädigung von Eiern oder Nestern und die Entfernung von Nestern; 

c) Sammeln von Eiern in der Natur und Besitz dieser Eier, auch in leerem Zustand; 

d) absichtliches Stören insbesondere während der Brut- und Aufzuchtzeit, sofern sich diese Störung auf 
die Zielsetzung der Richtlinie erheblich auswirkt; 

e) das Halten von Vögeln der Arten, die nicht bejagt oder gefangen werden dürfen. 
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Nach Artikel 9 VS-RL kann von den Verboten des Art. 5 VS-RL u.a. abgewichen werden, wenn: 

- es keine andere zufrieden stellende Lösung gibt, 

- das Abweichen von den Verboten im Interesse der Volksgesundheit, der öffentlichen Sicherheit oder 
im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt geschieht. 

In nachfolgender Tabelle sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG und der 
Artikel 12 und 13 der FFH-RL sowie des Artikel 5 der VS-RL, wie sie für die Eingriffe im Rahmen von 
Bebauungsplänen auftreten können gegenübergestellt. 

Die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG und des Artikels 5 a) und b) der VS-RL sowie der 
Artikel 12 und 13 der FFH-RL werden individuenbezogen geprüft. Im Rahmen dieser Gesetzesregelungen 
stellt daher das Individuum als Bestandteil einer Teil- bzw. Gesamtpopulation den Maßstab für die 
Bewertung der Schädigungs- und Störungsverbote dar. Dagegen erfolgt die Prüfung der Verbotstat-
bestände des Artikels 5 d) VS-RL populationsbezogen. 

 

2.2 Methodisches Vorgehen 
2.2.1 Vorprüfung 
Durch eine projektspezifische Abschichtung des zu prüfenden Artenspektrums brauchen die Arten einer 
SaP nicht unterzogen werden, für die eine verbotstatbeständliche Betroffenheit durch das jeweilige 
Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle). In einem ersten 
Schritt können dazu die Arten „abgeschichtet“ werden, die aufgrund vorliegender Daten (projektbezogen 
nach der Bestandserfassung zum Umweltbericht mit Grünordnungsplan und Eingriffs- / Ausgleichs-
bilanzierung, allgemein auf Grund der Roten Liste) als zunächst nicht relevant für die weiteren 
Prüfschritte identifiziert werden können. Das Ergebnis dieses ersten Arbeitsschrittes ist mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmt. 

In einem zweiten Schritt ist für die im ersten Schritt nicht abgeschichteten Arten durch Bestands-
aufnahmen bzw. durch Potenzialanalyse die einzelartenbezogene Bestandssituation im Untersuchungs-
raum zu erheben. Auf Basis dieser Untersuchungen können dann die Arten identifiziert werden, die vom 
Vorhaben tatsächlich betroffen sind (sein können). Hierzu werden die erhobenen bzw. modellierten 
Lebensstätten der jeweiligen lokalen Vorkommen der Arten mit der Reichweite der jeweiligen Vorhabens-
wirkungen überlagert. Auf Grund der Ergebnisse der Bestandsaufnahme als zweitem Prüfschritt sind die 
Ergebnisse der in der Relevanzprüfung (erster Prüfschritt) vorgenommenen Abschichtung nochmals auf 
Plausibilität zu überprüfen. 

 

2.2.2 Weitergehende Prüfschritte der SaP 
Nach der Vorprüfung verbleiben die durch das Vorhaben betroffenen Arten, die der Abstimmung mit den 
Naturschutzbehörden und der weiteren SaP zugrunde zu legen sind. 

Ziel dieser weitergehenden Prüfung ist: 

• ermitteln und darstellen der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (Arten des Anhangs IV FFH-
Richtlinie, alle Europäischen Vogelarten), die durch das Vorhaben erfüllt werden können 

• prüfen, ob die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verboten gemäß 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG gegeben sind 

• ermitteln und darstellen, ob in Folge des Eingriffs Biotope zerstört werden, die für die dort wild 
lebenden Tiere und wildwachsenden Pflanzen der nur nach nationalem Recht streng geschützten 
Arten nicht ersetzbar sind. 

Für die Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV FFH-RL und der Europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 
VRL wird geprüft, ob die in § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG genannten Verbotstatbestände erfüllt 
sind. Wenn unter Berücksichtigung erforderlicher Vermeidungs- und vorgezogener Ausgleichsmaßnah-
men (CEF-Maßnahmen) Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt sind, 
erfolgt – um den sachlichen Zusammenhang zu wahren – textlich unmittelbar anschließend eine Prüfung, 
ob die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verboten gemäß § 45 Abs. 7 
BNatSchG gegeben sind. 
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Die Beurteilung, ob für ein Bauvorhaben zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, 
einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art vorliegen oder ob es im Interesse der Gesundheit 
des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landesverteidigung und des Schutzes der 
Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt ist und welche Varianten 
für den Vorhabensträger als zumutbar oder unzumutbar einzustufen sind, ist nicht Bestandteil des 
Fachbeitrages. Diese ergeben sich aus dem Kontext der Antragsunterlagen insgesamt. Es ist jedoch als 
fachlicher Inhalt der SaP herauszuarbeiten, inwieweit sich verschiedene Varianten hinsichtlich der 
Betroffenheit der relevanten Arten unterscheiden. 

Die darüber hinaus streng geschützten Arten, die keinen gemeinschaftsrechtlichen Schutzstatus auf-
weisen, werden geprüft. Hierbei ist für die gleichzeitig europarechtlich geschützten Arten keine Doppel-
prüfung erforderlich (s. o.). 

Die Beziehung der verschiedenen nationalen und europäischen Schutzkategorien der Tier- und Pflanzen-
arten zueinander zeigt nachfolgendes Schema: 

 
Im Rahmen der SaP sind grundsätzlich alle in Baden-Württemberg vorkommenden Arten der folgenden 
drei Gruppen zu berücksichtigen: 

- die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 

- die europäischen Vogelarten entsprechend Art. 1 VRL 

- die darüber hinaus nur nach nationalem Recht "streng geschützten Arten"  

 

2.2.3 Ablauf Ausnahmeprüfung 
Im BNatSchG § 45 Abs. 7 ist die folgend grafisch dargestellte Prüfkaskade nicht explizit als Reihenfolge 
genannt, sie enthält aber alle gesetzlichen Bestimmungen, die für die Zulassung einer Ausnahme 
erforderlich sind. 
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3 Lage und Abgrenzung, Vorhabensbeschreibung, Arterfassung, Datengrundlagen 
3.1 Lage und Abgrenzung des Untersuchungsgebietes 
Das zusammenhängende Untersuchungsgebiet (Baugebiet, Regenrückhaltebecken) für die faunistischen 
Untersuchungen liegt am nordwestlichen Ortsrand des Marbacher Stadtteils Rielingshausen im Gewann 
„Keltergrund“ auf Teilflächen der Flste. Nrn. 2577 (Feldweg zur Triebstraße), 2589 (Kelterstraße, Straße zum 
Lehrhof), 2668 – 2880 (Ackerflächen), den Flste. Nrn. 2700 (Sulzbach), 2823 (Feldweg), 2882, 2883, 2884, 
2885, 2899, 2899/3, 2899/4, 2899/8, 2899/9, 2899/10 sowie Teilflächen des Flst. Nr. 2895 (Feldweg zur 
Richard-Wagner-Straße). Es umfasst eine Fläche von ca. 5,8 ha. 

Nördlich wird das Untersuchungsgebiet begrenzt durch einen Feldweg und Streuobstwiesen, landwirt-
schaftlichen Gebäuden und Freizeitgrundstücken. Östlich liegen Grünland- und Ackerflächen, südöstlich 
Hausgärten und die Wohnbebauung entlang der „Schumannstraße“ und der „Kelterstraße“. Südlich über dem 
„Sulzbach“ schließen Streuobstwiesen an. Westlich liegen Anbauflächen und Betriebsgebäude einer Gärtnerei 
sowie überwiegend ackerbaulich genutzte Flächen.  
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Im Untersuchungsgebiet befindet sich das nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 33 NatSchG B.-W. geschützte 
Biotop Nr. 170211181277 „Schilfröhricht bei der Kelter“, Kernraum des mittleren Biotopverbunds sowie 
Kernfläche und Kernraum des feuchten Biotopverbunds (LUBW 2019). 

 

 
Abb. 1: Räumliche Lage (Digitale Topografische Karte - UDO (Umwelt-Daten und -Karten Online), LUBW, 

2022) 
 

3.2 Vorhabensbeschreibung 
Bebauungsplan 
Die Stadt Marbach am Neckar verfolgt seit vielen Jahren konsequent die Zielsetzung der Bereitstellung 
von Bauflächen durch Innenentwicklung. Im Jahr 2004 wurde zuletzt ein ca. 1,3 ha großes Neubaugebiet 
am südlichen Ortsrand von Rielingshausen (Baugebiet „östlich der Kirchberger Straße“) zur Schaffung 
zusätzlicher Wohnbauflächen ausgewiesen. Seit dem wurden weitere Wohnbauflächen ausschließlich 
durch Maßnahmen der Innenentwicklung bereitgestellt.  

Gemäß dem jährlich von der Stadt Marbach am Neckar fortgeschriebenen Baulückenkataster waren 
Stand 31.10.2018 im Marbacher Stadtteil Rielingshausen 16 Wohneinheiten (und 30 Pflegeplätze in 
einem Pflegeheim) im Bau, darunter vier Wohneinheiten auf früheren Baulücken oder Innenentwicklungs-
flächen und 12 auf Flächen der Nachverdichtung. Zum gleichen Zeitpunkt waren 14 Wohneinheiten in 
Planung, davon zehn auf Baulücken und vier auf Flächen mit Nachverdichtung. Trotz dieser Erfolge bei 
der Aktivierung von Wohnbauflächen reicht das Angebot bei Weitem nicht aus, um die hohe Nachfrage 
nach zusätzlichem Wohnraum zu befriedigen. So hatte die Rielingshäuser Feuerwehr in den ver-
gangenen zehn Jahren den Wegzug von mindestens fünfzehn aktiven Mitgliedern zu verzeichnen, die in 
Ermangelung von Wohnbauflächen in Rielingshausen in Nachbargemeinden gezogen sind, um dort in 
Neubaugebieten zu bauen. Da auch die Entwicklung eines neuen, größeren Wohngebietes in der 
Marbacher Kernstadt aufgrund von Problemen in der Umlegung nicht wie gewünscht voranschreitet, hält 
es die Stadt Marbach am Neckar für zwingend erforderlich, im Stadtteil Rielingshausen zur Befriedigung 
des dringenden Wohnungsbedarfs ein Neubaugebiet auszuweisen.  
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Zur Bereitstellung der dringend benötigten zusätzlichen Wohnbauflächen ist die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlich, da sich die betreffende Fläche bislang im Außenbereich befindet. 

Der Stadt Marbach am Neckar ist es gelungen, die Betriebsfläche einer früheren Gärtnerei am Ortsrand 
von Rielingshausen sowie zwei angrenzende Ackerflächen zur Arrondierung zu erwerben. Diese Flächen 
sollen nun als Wohnbaufläche ausgewiesen werden. Zwischen dem Areal der Gärtnerei und dem 
bestehenden Ortsrand an der Schumannstraße befindet sich eine Reihe von Hausgärten, zum Teil im 
Eigentum der Stadt Marbach am Neckar, die ebenfalls in das Plangebiet einbezogen werden sollen. Mit 
drei der dortigen Grundstückseigentümer wurde Einvernehmen über eine Einbeziehung ihrer Hausgärten 
in das Baugebiet als künftige Wohnbauflächen erzielt, mit zwei Eigentümern am südöstlichen Rand des 
Plangebietes wurde Einvernehmen über die Ausweisung ihrer Hausgärten als private Grünflächen erzielt.  

Dadurch dass sich nahezu das gesamte Plangebiet im Eigentum der Stadt Marbach am Neckar befindet 
und mit allen Eigentümern der wenigen privaten Flächen Einvernehmen über die Umsetzung des 
Gebietes erzielt werden konnte, ist eine schnelle Realisierung des Baugebietes (ohne aufwendige 
Umlegung) sichergestellt. Mit der geplanten neuen Wohnbaufläche soll die Abgrenzung des Ortsrandes 
von Rielingshausen in Richtung Westen und Norden zu dem im Regionalplan dargestellten Grünzug G9 
abschließend ausgeformt werden. Die geplante Wohnbaufläche nimmt dabei nicht das gesamte Areal der 
früheren Gärtnerei ein, sondern beschränkt sich auf die Fortführung der bestehenden Wohnbebauung in 
Richtung Norden. Der westlich der verlängerten Kelterstraße angrenzende Teil des früheren Gärtnerei-
areals soll als öffentliche Grünfläche ausgewiesen werden und neben einem Spielplatz als Pflanzfläche 
für eine landschaftsgerechte Ortsrandeingrünung des Baugebiets genutzt werden.  

 
Abb. 2: Bebauungsplan „Keltergrund“, Entwurf (STADT MARBACH AM NECKAR, 2021) 
 

Der Bebauungsplan sieht die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) nach § 4 BauNVO vor. 
Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr.2 Bau NVO und § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zugelassen.   
Die im Bebauungsplan festgesetzte zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 bis 0,4 darf durch die 
Grundflächen von Stellplätzen und Wegen mit wasserdurchlässigem Belag sowie durch die Grundflächen 
von Garagen und Tiefgaragen mit begrünter Dachhaut überschritten werden, höchstens jedoch bis zu 
einer GRZ von 0,6. Die festgesetzte Geschossflächenzahl (GFZ) befindet sich im Bereich von 0,3 bis 0,8. 
Insgesamt sind 59 - 62 Wohngebäude mit 77 - 90 Wohneinheiten geplant. Die zu erwartende Bruttowohn-
dichte liegt mittelfristig bei 77 - 90 Einwohnern I ha, langfristig bei 57 - 67 Einwohnern I ha und erreicht 
damit die im Regionalplan vorgegebene Bruttowohndichte. 
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Die Erschließung des Baugebietes erfolgt über eine Ringstraße, die an das nördliche Ende der Kelter-
straße und den zum Lehrhof führenden Fahrweg angebunden wird. Innerhalb des Erschließungsringes ist 
eine dichtere Bebauung aus Reihen- Doppel- und Mehrfamilienhäusern geplant, nach Außen schließen 
sich Einzel- und Doppelhausgrundstücke an. Im Übergangsbereich der bestehenden Kelterstraße zum 
Plangebiet entlang der Straße zum Lehrhof sind 18 öffentliche Stellplätze vorgesehen. Die geplante 
Wohnbaufläche führt die bestehende Wohnbebauung in Richtung Norden fort, westlich der verlängerten 
Kelterstraße soll auf dem ehemaligen Gärtnereigelände eine öffentliche Grünfläche mit Spielplatz und 
einer Pflanzfläche für eine landschaftsgerechte Ortsrandeingrünung ausgewiesen werden. Im Osten ist 
eine weitere öffentliche Grünfläche entlang des Fußweges vorgesehen. Zwei der ehemaligen privaten 
Grünflächen werden als private Grünflächen ausgewiesen. Zur Umsetzung des final festgesetzten 
Energiekonzeptes ist für den Fall einer zentralen Lösung eine entsprechende Fläche für die Gebiets-
versorgung (Kraft-Wärme-Kopplung) vorgesehen. 

Weitere Ausführungen finden sich im Textteil und der Begründung des Bebauungsplans.  

 

Entwässerung 
Die Entwässerung erfolgt analog der Entwässerung des angrenzenden Gebiets Schumann- und Kelter-
straße im Trennsystem. Anfallendes Niederschlagwasser aus dem Plangebiet wird über ein zwischen-
geschaltetes Regenrückhaltebecken der natürlichen Vorflut „Sulzbach“ zugeführt. 

 
Abb. 3: Erschließung Im Keltergrund in Rielingshausen, Lageplan - Planung Ver- und Entsorgung, 

Vorplanung, I·S·T·W PLANUNGSGESELLSCHAFT MBH, 2021) 
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Das Schmutzwasser wird einer Schmutzwasserpumpstation am südlichen Rand des Plangebiets zuge-
führt und von dort zur Alten Kelter gepumpt. Von dort erfolgt die Entwässerung im Freispiegel Richtung 
Ortsmitte. Die bestehenden Druckleitungen sind ausreichend dimensioniert, um das zusätzlich anfallende 
häusliche Schmutzwasser aus dem Plangebiet aufzunehmen. Aufgrund der Topografie muss das Pump-
werk an einer tieferen Stelle neu gebaut werden, um das anfallende Schmutzwasser aus dem Plangebiet 
aufnehmen zu können (I·S·T·W PLANUNGSGESELLSCHAFT MBH, 2021). 

 

3.3 Arterfassung 
Die Übersichtsbegehung wurde am 02.05.2019 durchgeführt. Dabei erfolgte eine Erfassung potenzieller 
Habitate nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit der FFH-Richtlinie (Anhang IV) 
bzw. der Vogelschutzrichtlinie (Rote Liste Arten zzgl. Vorwarnlistenarten) geschützter Tierarten. Des weiteren 
wurde eine Habitatpotenzialanalyse nach dem Zielartenkonzept Baden-Württemberg (ZAK) (LUBW 2019) 
durchgeführt. 

Die Arterfassungen wurden jeweils bei günstigen Witterungsverhältnissen durchgeführt. 

Die Erfassung der Avifauna erfolgte am 02.05.2019, 06.05.2019, 26.05.2019, 13.06.2019, 09.07.2019 und 
30.07.2019. 

Die Erfassung der Fledermausfauna erfolgte am 01.08.2019 und 15.08.2019. 

Die Erfassung der Reptilien erfolgte am 06.05.2019, 13.06.2019, 30.07.2019 und 27.08.2019. 

Die Erfassung der Amphibien erfolgte am 26.05.2019, 01.08.2019 und 19.08.2019. 

Die Erfassung der Tagfalter erfolgte am 09.07.2019, 30.07.2019, 27.08.2019 und 21.09.2019. 

Bei der Gebäudebegehung der „Gewächshäuser im Keltergrund“ am 24.11.2020 wurden alle Gebäudeteile 
soweit einsehbar auf evtl. Hinweise durch eine Belegung von Fledermäusen (Tiere, Kotspuren, Nahrungsreste 
etc.) sowie Brutplätze von Vogelarten untersucht. 

Die Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut) in den Suchräumen für die Anlage von Buntbrachen 
erfolgte am 08.04.2021, 26.04.2021 und 20.05.2021. 

Die Erfassung der Reptilien im Bereich der „Gewächshäuser im Keltergrund“ erfolgte am 26.04.2021, 
21.06.2021, 02.09.2021 und 21.09.2021. 

 

3.4 Datengrundlagen 
Als Datengrundlagen wurden folgende Quellen herangezogen:  
• WERKGRUPPE GRUEN (2019A): Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum 

Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen. 

• WERKGRUPPE GRUEN (2019B): Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach 
am Neckar, Stadtteil Rielingshausen. 

• WERKGRUPPE GRUEN (2020): Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitat-
potenzialanalyse „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen. 

• WERKGRUPPE GRUEN (2021A): Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände 
(Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen. 

• WERKGRUPPE GRUEN (2021B): Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung zum Bebauungsplan „Keltergrund“, 
Stadt Marbach am Neckar. 

• WERKGRUPPE GRUEN (2022): Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach 
am Neckar, Stadtteil Rielingshausen. 

• ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG 
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4 Vorkommen relevanter Arten mit Abschichtung nicht erfasster Arten 
4.1 Allgemein 
Der SaP brauchen die Arten nicht unterzogen werden, für die eine verbotstatbestandsmäßige Betroffen-
heit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanz-
schwelle). Dabei wurden nur Arten betrachtet für die ein Nachweis im Gebiet oder dem näheren Umfeld 
vorliegt oder ein potenzielles Vorkommen anzunehmen ist.  

Folgende Prüfschritte wurden durchgeführt: 

"NW": Art im Wirkraum durch Bestandserfassung nachgewiesen; 

"PO": potenzielles Vorkommen: nicht mit zumutbarem Untersuchungsaufwand nachweisbares Vorkommen, 
das aber aufgrund der Lebensraumausstattung des Gebietes und der Verbreitung der Art in Baden-
Württemberg anzunehmen ist; 

"N": Art im Großnaturraum entsprechend Roter Liste Baden-Württemberg ausgestorben / verschollen / 
nicht vorkommend; 

"V": Wirkraum liegt außerhalb des bekannten Verbreitungsgebietes der Art in Baden-Württemberg; Vögel: 
Vogelarten können als "im Gebiet nicht brütend / nicht vorkommend" bewertet werden, wenn 
Brutnachweise / Vorkommensnachweise in Baden-Württemberg nicht vorliegen. 

"L": Erforderlicher Lebensraum/Standort der Art im Wirkraum des Vorhabens nicht vorkommend (Lebens-
raum-Grobfilter nach z.B. Moore, Wälder, Magerrasen, Gewässer); "Gastvögel": Von den Zug- und 
Rastvogelarten Baden-Württembergs werden nur diejenigen erfasst, die in relevanten Rast- / Über-
winterungsstätten im Wirkraum des Projekts als regelmäßige Gastvögel zu erwarten sind. 

"E": Wirkungsempfindlichkeit der Art ist vorhabensspezifisch so gering, dass mit hinreichender Sicherheit 
davon ausgegangen werden kann, dass keine Verbotstatbestände ausgelöst werden können (i.d.R. 
euryöke, weitverbreitete, ungefährdete Arten oder bei Vorhaben mit geringer Wirkungsintensität). 
Dabei muss hinsichtlich der Schädigungsverbote sichergestellt werden, dass die ökologische Funktion 
der von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
weiterhin erfüllt wird, d.h. es darf nicht zu einer signifikanten Beeinträchtigung des lokalen Bestands 
einer besonders geschützten Art kommen. 

 

4.2 Betrachtete Artengruppen 
4.2.1 Vögel 
Insgesamt liegen Nachweise von 38 Vogelarten im Untersuchungsgebiet und der näheren Umgebung vor. 
Von den nachgewiesenen Arten können 12 aktuell als Brutvogelarten im Untersuchungsgebiet gewertet 
werden. 17 Arten brüten im näheren Umfeld und nutzen teilweise das Gebiet zur Nahrungssuche, sechs 
weitere Arten brüten im Umfeld ohne Bezug zum Untersuchungsgebiet. Drei Arten können als Durch-
zügler gewertet werden. Die Bruten der Baumhöhlenbrüter (Bachstelze, Blaumeise und Kohlmeise) er-
folgten in Nisthöhlen. 
Insgesamt ist das Untersuchungsgebiet mit der ermittelten Brutvogelartenzahl, bezogen auf die Gesamt-
zahl nachgewiesener Arten, mäßig artenreich. Mit 25,9 Brutpaaren aller Vogelarten / 10 ha ist das Gebiet im 
allgemeinen Vergleich mäßig individuenreich. Bezogen auf Gebiete mit ähnlicher Biotopausstattung und 
Nutzung zeigen sich durchschnittliche Brutpaardichten. Zu berücksichtigen sind hierbei jedoch, dass 
geeignete Habitatstrukturen für die Mehrzahl der festgestellten Arten bezogen auf die Fläche nur in 
geringem Umfang am Rand des Untersuchungsgebiets vorhanden sind und das Untersuchungsgebiet 
überwiegend aus ackerbaulich genutzten Flächen besteht. Wegen der Randeffekte wurden jedoch auch 
insbesondere wertgebende Brutvogelarten im näheren Umfeld miterfasst und bei den Auswertungen und 
Darstellungen berücksichtigt. 

Sehr häufige und häufige Arten mit geringer Wirkungsempfindlichkeit können von der weiteren Betrach-
tung ausgeschlossen werden, da mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass 
keine Verbotstatbestände ausgelöst werden können bzw. die Belange dieser Arten im Rahmen der zu 
prüfenden Arten mit berücksichtigt sind. Ausgenommen davon sind Arten der landes- oder bundesweiten 
Roten Liste bzw. Arten der entsprechenden Vorwarnlisten sowie Arten des Anhangs I der Vogelschutz-
richtlinie bzw. streng geschützte Arten. 

Sämtliche heimischen Vogelarten, somit auch die im Gebiet nachgewiesenen Vogelarten, sind nach 
Bundesnaturschutzgesetz besonders geschützt. 
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Aufgrund ähnlicher Habitatansprüche und Brutstättenausprägungen können sogenannte Gilden gebildet 
werden. 

Im Folgenden sind im Untersuchungsgebiet folgende Gilden zu bilden: 

• Baumfreibrüter (Brutstätte frei in Bäumen). Im Untersuchungsgebiet treten mit Amsel, Grünfink und 
Stieglitz planungsrelevante Arten auf. 

• Buschfreibrüter (Brutstätte frei in Gebüschen). Im Untersuchungsgebiet treten mit Goldammer, 
Mönchsgrasmücke und Zilpzalp planungsrelevante Arten auf. 

• Baumhöhlenbrüter (Brutstätten in Baumhöhlen oder Baumspalten). Im Untersuchungsgebiet treten 
mit Bachstelze, Blaumeise und Kohlmeise planungsrelevante Arten auf.  

• Bodenbrüter (Brutstätte auf dem Boden). Im Untersuchungsgebiet tritt mit der Feldlerche eine 
planungsrelevante Art auf. 

• Gebäudebrüter (Brutstätte in Gebäuden). Im Untersuchungsgebiet treten keine planungsrelevanten 
Arten auf. 

• Röhrichtbrüter (Brutstätte in Röhrichten und Hochstaudenfluren). Im Untersuchungsgebiet treten mit 
Sumpfrohrsänger und Teichrohrsänger planungsrelevante Arten auf. 

• Gewässerbrüter (Brutstätte in Gewässern). Im Untersuchungsgebiet treten keine planungsrelevanten 
Arten auf. 
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Tab. 1: Prüfliste Arten der Vogelschutzrichtlinie 
* keine Prüfrelevanz, da keine Betroffenheit, Brutvorkommen außerhalb des Eingriffsbereichs bzw. häufige bis sehr häufige Art mit gutem Erhaltungszustand,  
** potenzielles Vorkommen nach Zielartenkonzept (ZAK) 

Art (deutsch) Art  NW PO N V L E Status Relevanz saP 

Amsel  Turdus merula X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Baumfreibrüter) 

Bachstelze Motacilla alba X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Baumhöhlenbrüter) 

Blaumeise Parus caeruleus X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Baumhöhlenbrüter) 

Feldlerche Alauda arvensis X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Bodenbrüter) 

Goldammer Emberiza citrinella X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Buschfreibrüter) 

Grünfink Carduelis chloris X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Baumfreibrüter) 

Kohlmeise Parus major X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Baumhöhlenbrüter) 

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Buschfreibrüter) 

Stieglitz Carduelis carduelis X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Baumfreibrüter) 

Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Röhrichtbrüter) 

Teichrohrsänger Acrocephalus scirpaceus X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Röhrichtbrüter) 

Zilpzalp Phylloscopus collybita X - - - - X Brutvogelart Prüfrelevant 
(Gilde Buschfreibrüter) 

Elster  Pica pica X - - - - X Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Feldsperling Passer montanus X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Grünspecht Picus viridis X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros X - - - - X Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Haussperling Passer domesticus X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 
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Tab. 1: Prüfliste Arten der Vogelschutzrichtlinie 
* keine Prüfrelevanz, da keine Betroffenheit, Brutvorkommen außerhalb des Eingriffsbereichs bzw. häufige bis sehr häufige Art mit gutem Erhaltungszustand,  
** potenzielles Vorkommen nach Zielartenkonzept (ZAK) 

Art (deutsch) Art  NW PO N V L E Status Relevanz saP 

Haustaube, Straßentaube Columba livia f. dom. X - - - - X Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Mauersegler Apus apus X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Mäusebussard Buteo buteo X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Mehlschwalbe Delichon urbica  X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Rabenkrähe Corvus corone X - - - - X Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Rauchschwalbe Hirundo rustica  X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Ringeltaube Columba palumbus X - - - - X Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Rotkehlchen Erithacus rubecula X - - - - X Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Rotmilan Milvus milvus X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Star Sturnus vulgaris X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Türkentaube Streptopelia decaoctor X - - - - X Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Turmfalke Falco tinnunculus X - - - - - Brutvogelart der Umgebung 
und Nahrungsgast Nicht prüfrelevant * 

Buchfink Fringilla coelebs X - - - - X Brutvogelart der Umgebung Nicht prüfrelevant * 

Buntspecht Dendrocopos major X - - - - X Brutvogelart der Umgebung Nicht prüfrelevant * 

Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus X - - - - - Brutvogelart der Umgebung Nicht prüfrelevant * 

Mittelspecht Dendrocopos medius X - - - - - Brutvogelart der Umgebung Nicht prüfrelevant * 

Waldkauz Strix aluco X - - - - - Brutvogelart der Umgebung Nicht prüfrelevant * 

Zaunkönig Troglodytes troglodytes X - - - - X Brutvogelart der Umgebung Nicht prüfrelevant * 

Dorngrasmücke Sylvia communis X - - - - - Durchzügler oder Wintergast Nicht prüfrelevant * 

Gartengrasmücke Sylvia borin X - - - - - Durchzügler oder Wintergast Nicht prüfrelevant * 

Wiedehopf Upupa epops X - - - - - Durchzügler oder Wintergast Nicht prüfrelevant * 
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Tab. 1: Prüfliste Arten der Vogelschutzrichtlinie 
* keine Prüfrelevanz, da keine Betroffenheit, Brutvorkommen außerhalb des Eingriffsbereichs bzw. häufige bis sehr häufige Art mit gutem Erhaltungszustand,  
** potenzielles Vorkommen nach Zielartenkonzept (ZAK) 

Art (deutsch) Art  NW PO N V L E Status Relevanz saP 

Blaukehlchen ** Luscinia svecica  - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Grauammer ** Emberiza calandra - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Haubenlerche ** Galerida cristata - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Kiebitz ** Vanellus vanellus - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Kuckuck ** Cuculus canorus - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Rebhuhn ** Perdix perdix - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Tafelente ** Aythya ferina - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Teichhuhn ** Gallinula chloropus - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Wachtelkönig ** Crex crex - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Weißstorch ** Ciconia ciconia - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 

Zwergtaucher ** Tachybaptus ruficollis - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant * 
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4.2.2 Fledermäuse 
Geeignete Habitatstrukturen als Fortpflanzungsstätten für Fledermausarten sind im Untersuchungsgebiet 
nur mit der ehemaligen Lagerhalle vorhanden. Bei einer „Schwärmkontrolle“ wurden bei zwei Detektor-
erfassungen im August 2019 mögliche Vorkommen von gebäudebewohnenden Fledermausarten erfasst. 
Zusätzlich wurden die Hecken entlang der Hausgärten miterfasst, da diese eine gering ausgebildete 
Leitlinienstruktur für Fledermäuse aufweist.  
Dabei wurden drei Fledermausarten nachgewiesen. Sämtliche Fledermausarten gelten nach Bundes-
naturschutzgesetz in Verbindung mit Anhang IV der FFH-Richtlinie als streng geschützt. Arten des 
Anhangs II der FFH-Richtlinie wurden im Gebiet nicht nachgewiesen. Sämtliche nachgewiesenen Arten 
gelten als Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie.  

Die Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) und die Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) gelten 
landesweit als gefährdet. Landesweit als vom Aussterben bedroht ist die Große Bartfledermaus (Myotis 
brandtii). Bartfledermausarten lassen sich anhand der Detektorerfassung nicht auf Artniveau trennen, 
deshalb werden beide Arten aufgeführt, wobei ein Vorkommen der Kleinen Bartfledermaus deutlich 
wahrscheinlicher ist. 

Insgesamt konnten während der Untersuchungstermine 12 Detektornachweise erbracht werden. Bei den 
Detektornachweisen dominiert die Zwergfledermaus mit 10 Nachweisen. Die Bartfledermaus sowie die 
Wasserfledermaus konnten jeweils einmal nachgewiesen werden. 

Im Untersuchungsgebiet konnten keine Quartiere nachgewiesen werden. 

 

4.2.3 Reptilien 
Insgesamt liegen sieben Nachweise der Zauneidechse aus dem Untersuchungsgebiet und dem näheren 
Umfeld vor. Im Untersuchungsgebiet selbst wurde sie nur südlich entlang des „Sulzbachs“ mit drei 
adulten Individuen nachgewiesen (einem adulten Männchen und zwei adulten Weibchen). Die Fundorte 
in den Streuobstwiesen nördlich des Untersuchungsgebiets stellen Zufallsbeobachtungen in stichproben-
haft untersuchten, geeigneten Habitatstrukturen entlang der Grenze des Untersuchungsgebietes dar. In 
sehr kleinräumig vorhandenen und isoliert liegenden geeigneten Lebensräumen in den überwiegend 
gärtnerisch gepflegten Hausgärten konnte sie nicht nachgewiesen werden. Auch seitens der Anwohner 
und Bewirtschafter der Gärten sind keine Vorkommen bekannt. 

Ausschlaggebend für die zu ermittelnde Flächengröße ist jedoch die Anzahl adulter Männchen, da sich 
deren Reviere, im Gegensatz zu Weibchen und subadulten Tieren, in der Regel nicht überlappen.  
Nach vorliegender Kartierung kann von einem Revier adulter männlicher Exemplare ausgegangen werden 
("Papieraktionsraum" nach LAUFER (2014). Für die adulten Weibchen wurden zwei Reviere ermittelt.  
Unter Berücksichtigung des Korrekturfaktors von 6 nach LAUFER (2014) ist von einem Bestand von sechs 
adulten männlichen und von 12 adulten weiblichen Tieren auszugehen. 

 

4.2.4 Amphibien 
Mit dem Gartenteich auf dem Flst. Nr. 2899/8 ist im Untersuchungsgebiet ein Sekundärhabitat für 
Amphibien vorhanden. Eine Erfassung der Amphibien am 26.05.2018 erbrachte dort die Nachweise des 
Bergmolchs sowie der Erdkröte. Insgesamt wurden im Rahmen der Erhebungen mit dem Bergmolch 
(Ichthyosaura alpestris), der Erdkröte (Bufo bufo), dem Grasfrosch (Rana temporaria) und der Wechsel-
kröte (Bufo viridis) vier Amphibienarten nachgewiesen. Alle Arten wurden nur spärlich oder mit Einzel-
individuen nachgewiesen. Am „Sulzbach“ und dessen gewässerbegleitendem Schilfröhricht konnten 
keine Amphibienarten festgestellt werden. Im Untersuchungszeitraum war dieser allerdings auch in 
weiten Bereichen trockengefallen oder führte nur wenig Wasser. 

Nach den vorliegenden Ergebnissen der tierökologischen Erfassungen kann von ca. 5-10 Individuen der 
Wechselkröte im Untersuchungsgebiet ausgegangen werden. Die Populationsgröße wird vorsichtig auf 
etwa 10-30 Individuen geschätzt.  

 

4.2.5 Tagfalter 
Nachweise des Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläulings (Phengaris nausithous) aus dem Untersuchungs-
gebiet liegen nicht vor. Der Große Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis) als Futterpflanze der Art ist im 
Untersuchungsgebiet nicht vorhanden.  
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Es liegen keine Nachweise des Großen Feuerfalters (Lycaena dispar) aus dem Untersuchungsgebiet vor. 
Geeignete Futterpflanzen (hier Rumex obtusifolius) sind nur in geringer Dichte und an wenigen Stellen im 
Untersuchungsgebiet vorhanden. Als Ursachen für das Fehlen der Art sind neben der Ausprägung auch 
die ungünstigen Mahdzeitpunkte der Grünlandbereiche zu nennen. 

Die Schwerpunkte der Tagfaltervorkommen liegen im südlichen Bereich des Untersuchungsgebiets in 
einer Ackerbrache sowie in der Ruderalfläche im nordwestlichen Untersuchungsgebiet gegenüber der 
Gärtnerei. 

 

4.2.6 Haselmaus 
Für die Haselmaus sind im Untersuchungsgebiet keine geeigneten Habitatstrukturen vorhanden.  

 

4.2.7 Holzbewohnende Käferarten (Juchtenkäfer, Hirschkäfer)  
Für die holzbewohnenden Käferarten (Juchtenkäfer, Hirschkäfer) sind im Untersuchungsgebiet keine 
geeigneten Habitatstrukturen vorhanden. 

 

4.2.8 Weitere Arten 
Ein Vorkommen weiterer nach BNatSchG geschützter und artenschutzrechtlich relevanter Arten kann 
aufgrund der vorhandenen Habitatstrukturen ausgeschlossen werden. 
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Tab. 2: Prüfliste Arten des Anhangs IV der FFH-Richlinie  
* Artpaare Braunes/Graues Langohr, bzw. Große/ Kleine Bartfledermaus), ** potenzielles Vorkommen nach Zielartenkonzept (ZAK), 
*** keine Prüfrelevanz, da keine Betroffenheit, Keine Nachweise der Art im näheren und weiteren Umfeld 

Art Art (deutsch) NW PO N V L E Status Relevanz saP 
Fledermäuse 

Bechsteinfledermaus ** Myotis bechsteinii - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 
aufgrund fehlender Habitat-
strukturen auszuschließen 

Nicht prüfrelevant 

Braunes Langohr * ** Plecotus auritus  - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Breitflügelfledermaus ** Eptesicus serotinus  - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Fransenfledermaus ** Myotis nattereri  - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Graues Langohr * ** Plecotus austriacus  - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Große Bartfledermaus * ** Myotis brandtii  X - - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Großer Abendsegler ** Nyctalus noctula  - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 
aufgrund fehlender Habitat-
strukturen auszuschließen 

Nicht prüfrelevant 

Großes Mausohr ** Myotis myotis - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
potenziell vorhanden 

Prüfrelevant 

Kleine Bartfledermaus * ** Myotis mystacinus  X - - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Kleiner Abendsegler ** Nyctalus leisleri - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 
aufgrund fehlender Habitat-
strukturen auszuschließen 

Nicht prüfrelevant 

Mopsfledermaus ** Barbastella barbastellus  - X - - - - 

Vorkommen von Quartieren 
aufgrund fehlender Habitat-
strukturen und fehlenden 
Nachweisen im weiteren 
Umfeld auszuschließen 

Nicht prüfrelevant 
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Tab. 2: Prüfliste Arten des Anhangs IV der FFH-Richlinie  
* Artpaare Braunes/Graues Langohr, bzw. Große/ Kleine Bartfledermaus), ** potenzielles Vorkommen nach Zielartenkonzept (ZAK), 
*** keine Prüfrelevanz, da keine Betroffenheit, Keine Nachweise der Art im näheren und weiteren Umfeld 

Art Art (deutsch) NW PO N V L E Status Relevanz saP 

Mückenfledermaus ** Pipistrellus pygmaeus  - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 
aufgrund fehlender Habitat-
strukturen auszuschließen 

Nicht prüfrelevant 

Rauhautfledermaus ** Pipistrellus nathusii  - X - - - - 
Vorkommen von Quartieren 
aufgrund fehlender Habitat-
strukturen auszuschließen 

Nicht prüfrelevant 

Wasserfledermaus ** Myotis daubentonii  X - - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Wimperfledermaus ** Myotis emarginatus - X - - - - 

Vorkommen von Quartieren 
aufgrund fehlender Habitat-
strukturen und fehlenden 
Nachweisen im weiteren 
Umfeld auszuschließen 

Nicht prüfrelevant 

Zweifarbfledermaus ** Vespertilio murinus - X - - - - 
Vorkommen aufgrund des 

Fehlens im weiteren Umfeld 
unwahrscheinlich 

Nicht prüfrelevant 

Zwergfledermaus ** Pipistrellus pipistrellus X - - - - - 
Vorkommen von Quartieren 

nicht auszuschließen, 
ggfs. Jagdhabitat 

Prüfrelevant 

Reptilien 

Zauneidechse ** Lacerta agilis* X - - - - - Vorhanden Prüfrelevant 

Weitere Arten 

Muscardinus avellanarius ** Haselmaus - X - - - - Keine geeigneten 
Habitatstrukturen Nicht prüfrelevant 

Hirschkäfer ** Lucanus cervus - - - - X - Keine geeigneten 
Habitatstrukturen Nicht prüfrelevant 

Juchtenkäfer ** Osmoderma eremita - X - - - - Keine geeigneten 
Habitatstrukturen Nicht prüfrelevant 

Kleiner Wasserfrosch ** Rana lessonae  - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant 

Kreuzkröte ** Bufo calamita  - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant 

Wechselkröte ** Bufo viridis X - - - - - Vorhanden Prüfrelevant 
Dunkler Wiesenknopf-
Ameisen-Bläuling ** Phengaris nausithous - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 

Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant 
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Tab. 2: Prüfliste Arten des Anhangs IV der FFH-Richlinie  
* Artpaare Braunes/Graues Langohr, bzw. Große/ Kleine Bartfledermaus), ** potenzielles Vorkommen nach Zielartenkonzept (ZAK), 
*** keine Prüfrelevanz, da keine Betroffenheit, Keine Nachweise der Art im näheren und weiteren Umfeld 

Art Art (deutsch) NW PO N V L E Status Relevanz saP 

Großer Feuerfalter ** Lycaena dispar - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant 

Nachtkerzenschwärmer ** Proserpinus proserpina - - - - - - Vorkommen im Rahmen der 
Erfassungen auszuschließen Nicht prüfrelevant 
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5 Konfliktanalyse und Wirkung des Vorhabens 
5.1 Allgemeine Wirkfaktoren 
Im Folgenden werden die für das Bauvorhaben grundsätzlich anzusetzenden Wirkfaktoren angeführt. Zu 
berücksichtigen sind dabei auch Wirkgrößen, welche außerhalb des Gebietes einwirken, u.U. aber auch 
die gebietsrelevanten Strukturen beeinflussen können (z.B. Zerschneidungseffekte). 

Mögliche projektbedingte Beeinträchtigungen werden einerseits zeitbezogen hinsichtlich der Wirkfaktoren 
in bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen und andererseits, in Hinblick auf strukturelle 
und/oder funktionale Beeinträchtigungen, in Verlust, Funktionsverlust sowie funktionale Beeinträchtigung 
unterschieden. 

Grundsätzlich sind folgende Wirkungen des Vorhabens möglich: 

Baubedingte Wirkungen: 
- Direkte Flächeninanspruchnahme durch Baustraßen und Baustelleneinrichtung 
- Veränderung abiotischer und biotischer Standortbedingungen durch Flächeninanspruchnahme bzw. 

Bautätigkeit 
- Lärmimmissionen, visuelle Störungen durch Baubetrieb und Baustellenverkehr 
- Schadstoffimmissionen durch Baubetrieb und Baustellenverkehr 

Anlagebedingte Wirkungen: 
- Anlagebedingte Flächeninanspruchnahme, Totalverlust biotischer Faktoren 
- Veränderung von Standortbedingungen 
- Anlagebedingte Trennwirkung 

Betriebsbedingte Wirkungen: 
- Betriebsbedingte Schadstoffimmissionen 
- Betriebsbedingte Lärmimmissionen 
- Betriebsbedingte Lichtimmissionen und visuelle Reize 
- Betriebsbedingte Kollisionsgefahr 

 

Die Ableitung der Wirkzonen, der Einwirkungsdauer und der Einwirkungsintensität der festgelegten 
Wirkfaktoren erfolgt in Tab. 3.
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Tab. 3: Betroffenheits-/Nachhaltigkeitsschwellen zur Abgrenzung von Wirkzonen (nach FISCHER & MÜLLER -PFANNENSTIEL (in KÖPPEL ET AL., 1998)), ergänzt (Detailliertere 
Quellenangaben zu Einzelfaktoren in Klammern) und Eingrenzung der projektspezifischen Wirkzonen. 

Wirkfaktor Allgemein ist von einer 
Betroffenheit auszugehen 

Projektspezifische 
Wirkzone des Wirkfaktors 

Wirkungsdauer und 
Wirkungsintensität 

Projektspezifische Relevanz 

Baubedingte Beeinträchtigungen 
Flächenverlust (baubedingt) -
Direkte Flächeninanspruch-
nahme durch Baustraßen und 
Baustelleneinrichtung 

Bauumfeld, Baustraßen, 
Lagerflächen 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Begrenzt auf Bauphase (z.T 
nachhaltig, da nur in langen 
Zeiträumen regenerierbar 

Mittlere bis sehr hohe 
Wirkungsintensität 

Flächeninanspruchnahmen von 
Lebensräumen sind in der festge-

legten Wirkzone prinzipiell möglich - 
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Veränderung abiotischer und 
biotischer Standortbedingungen 

Bauumfeld, Baustraßen, 
Lagerflächen 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Begrenzt auf Bauphase 
Mittlere bis hohe Wirkungsintensität 

Veränderungen der Standortbedin-
gungen sind in der festgelegten 
Wirkzone prinzipiell möglich -  
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Schadstoffimmissionen durch 
Baubetrieb und Baustellen-
verkehr 

0-50 m  
(beidseitig entlang der 
Bauzufahrten) 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Begrenzt auf Bauphase 
Geringe bis mittlere 
Wirkungsintensität 

Schadstoffeinträge während der 
Bauphase sind für Lebensräume 

von Arten prinzipiell möglich - 
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Lärmimmissionen durch 
Baubetrieb und Baustellen-
verkehr 

0-50 m  
(beidseitig entlang der 
Bauzufahrten) 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Begrenzt auf Bauphase 
Geringe Wirkungsintensität 

Verlärmungen während der Bau-
phase sind für die planungs-

relevanten Arten prinzipiell möglich -  
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Anlagebedingte Beeinträchtigungen 
Flächenverlust 
(anlagebedingt) 

Überbauter Bereich  Planbereich Dauerhaft 
Mittlere bis sehr hohe 

Wirkungsintensität 

Flächeninanspruchnahmen von 
Lebensräumen von planungsrele-

vanten Arten sind in der 
festgelegten Wirkzone prinzipiell 

möglich -  
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Veränderung von Standortbe-
dingungen, Veränderung der 
Bestandsstruktur, Veränderung 
der bodenkundlichen, hydro-
logischen oder kleinklimatischen 
Verhältnisse 

0-50 m  
(MADER 1981; RECK & KAULE 
1993) 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Dauerhaft 
Mittlere bis sehr hohe 

Wirkungsintensität 

Veränderungen der Standortbedin-
gungen sind in der festgelegten 
Wirkzone prinzipiell möglich -  
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Anlagebedingte Trennwirkung Großräumig (artabhängig) 
(Richarz 2000, 
Schweizerische Vogelwarte 
Sempach, 2000, LfUG 1999) 

Potenzielle Leitlinien Dauerhaft 
Geringe bis hohe Wirkungsintensität 

Anlagebedingte Trennwirkungen 
sind für die betrachteten Tierarten 

prinzipiell möglich - 
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 
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Tab. 3: Betroffenheits-/Nachhaltigkeitsschwellen zur Abgrenzung von Wirkzonen (nach FISCHER & MÜLLER -PFANNENSTIEL (in KÖPPEL ET AL., 1998)), ergänzt (Detailliertere 
Quellenangaben zu Einzelfaktoren in Klammern) und Eingrenzung der projektspezifischen Wirkzonen. 

Wirkfaktor Allgemein ist von einer 
Betroffenheit auszugehen 

Projektspezifische 
Wirkzone des Wirkfaktors 

Wirkungsdauer und 
Wirkungsintensität 

Projektspezifische Relevanz 

Betriebsbedingte Beeinträchtigungen 
Schadstoffemissionen 
(betriebsbedingt)  

0-50 m (Betroffenheit 
anzunehmen) 
50-100 m (maximal 200 m) 
(Betroffenheit möglich) 
(MADER 1981; RECK & KAULE 
1993) 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Dauerhaft 
Geringe bis hohe Wirkungsintensität 

Betriebsbedingte 
Schadstoffeinträge sind für 

Lebensräume planungsrelevanter 
Arten prinzipiell möglich -  

Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Betriebsbedingte 
Lärmimmissionen 

0-200 m (artbezogen >200 m) 
(MACZEY & BOYE 1995; RECK 
ET AL. 2001, GARNIEL ET 
AL.2007) 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Dauerhaft 
Geringe bis hohe Wirkungsintensität 

Betriebsbedingte Verlärmungen 
sind für Lebensräume planungs-

relevanter Arten prinzipiell möglich - 
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Betriebsbedingte 
Lichtimmissionen 

0-200 m 
(RASSMUS ET AL. 2003) 

Planbereich und 
unmittelbares Umfeld 

Dauerhaft 
Geringe bis mittlere 
Wirkungsintensität 

Betriebsbedingte Lichtimmissionen 
sind für Lebensräume planungs-

relevanter Arten prinzipiell möglich - 
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 

Betriebsbedingte 
Kollisionsgefahr 
Direkte Verkehrsverluste  

Unmittelbarer Querungs-
bereich (KIEFER &SANDER 
1993, SCHWEIZERISCHE 
VOGELWARTE SEMPACH, 2000)

Potenzielle Leitlinien Dauerhaft 
Gering bis sehr hohe 
Wirkungsintensität 

Betriebsbedingte Kollisionsgefahr 
mit direkten Verkehrsverlusten sind 
für Lebensräume planungsrelevanter 

Arten prinzipiell möglich - 
Prüfungsrelevanter Wirkfaktor 
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5.2 Projektspezifische Konfliktanalyse 
5.2.1 Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie wurden nicht nachgewiesen. 

 

5.2.2 Tierarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und der Europäischen Vogelarten nach Art. 1 
der Vogelschutz-Richtlinie 

Bezüglich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL ergibt sich aus § 44 Abs.1 Nrn. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG für nach § 19 BNatSchG zulässige Eingriffe folgende Verbote: 

Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG)  
Werden Fortpflanzungs- und Ruhestätten aus der Natur entnommen oder beschädigt? 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten baumhöhlenbewohnender Fledermausarten (Wochenstuben, Sommer-
quartiere) sind im Untersuchungsgebiet aufgrund fehlender Nachweise auszuschließen. Ein Vorkommen 
von Zwischenquartieren gebäudebewohnender Fledermausarten kann vollständig ausgeschlossen werden. 
Für die Zauneidechse ist der Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten gegeben.   

Artenschutzrechtlich relevant ist hingegen der potenzielle Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
von Brutvogelarten (Bachstelze, Blaumeise und Kohlmeise als Baumhöhlenbrüter bzw. Nischenbrüter (in 
Nisthöhlen) sowie Goldammer, Mönchsgrasmücke und Zilpzalp bzw. Amsel, Grünfink und Stieglitz als 
Busch- bzw. Baumfreibrüter und Feldlerche als Bodenbrüter), wobei sich eine projektbedingte 
Betroffenheit, mit Ausnahme der Feldlerche, nur für häufige Arten mit günstigem Erhaltungszustand 
ergibt. Unter den Reptilienarten wurde die Zauneidechse und unter den Amphibienarten wurde die 
Wechselkröte als Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie nachgewiesen. Vorkommen von Haselmaus, 
Hirsch- und Juchtenkäfer, Dunklem Wiesenknopf-Ameisenbläuling, Großem Feuerfalter und Nacht-
kerzenschwärmer sind hingegen aufgrund fehlender Nachweise und nicht geeigneter Habitatstrukturen 
auszuschließen. Für diese Arten ist ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten auszuschließen.  

Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschädigt oder zerstört, dass 
dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- und Ruhestätten vollständig entfällt? 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten baumhöhlenbewohnender Fledermausarten sind im Untersuchungs-
gebiet und im näheren Umfeld nicht nachgewiesen. Für das Untersuchungsgebiet ist allenfalls eine 
geringe bis mittlere Eignung als Jagdhabitat anzunehmen. Für Brutvogelarten des Plangebietes und der 
unmittelbaren Umgebung ist eine erhebliche Zerstörung oder Beschädigung nicht vollständig auszu-
schließen. Für die Zauneidechse und die Wechselkröte ist dies als gegeben anzusehen.  

Werden Fortpflanzungs- und Ruhestätten durch Störungen oder sonstige Vorhabenswirkungen so 
beeinträchtigt, dass diese nicht mehr nutzbar sind? 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten baumhöhlenbewohnender Fledermausarten sind im Untersuchungs-
gebiet und im näheren Umfeld nicht nachgewiesen. Das Untersuchungsgebiet und das Umfeld dienen als 
regelmäßig frequentiertes Jagdhabitat für Fledermäuse (hier v.a. Kleine und Große Bartfledermaus und 
Zwergfledermaus), so dass eine Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Artengruppe, 
zumindest für diese Arten nicht vollständig auszuschließen ist. Für Brutvogelarten des Plangebietes und 
der unmittelbaren Umgebung ist eine erhebliche Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht 
vollständig auszuschließen. Eine erhebliche Störung ist weiterhin für die Zauneidechse und die 
Wechselkröte gegeben.  

Fang, Verletzung und Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG) 
Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet? 

Aufgrund des Vorkommens von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Baumhöhlenbrüter in Nisthilfen und 
Bodenbrüter) von Vogelarten in denen sich die Tiere aufhalten könnten und bei baubedingter Rodung der 
Gehölze eine Tötung möglich wäre, kann der Verbotstatbestand für diese Artengruppe nicht vollständig 
ausgeschlossen werden bzw. ist als sicher anzunehmen.  

Für Brutvogelarten sowie potenziell für gebäudebewohnender Fledermausarten, die Zauneidechse und die 
Wechselkröte ist eine Tötung und Verletzung bei Durchführung der Bauarbeiten während der Brutzeit 
nicht vollständig auszuschließen bzw. sicher anzunehmen.  
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Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des Verletzungs- und Tötungs-
risikos von Tieren führen? 

Eine projektbedingte signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos ist für die Artengruppe 
der Fledermäuse (u.a. Wasserfledermaus sowie Kleine und Große Bartfledermaus und Zwergfleder-
maus), die Zauneidechse und die Wechselkröte nicht auszuschließen. Gleiches gilt für die Artengruppe 
der Vögel (Bachstelze, Blaumeise und Kohlmeise als Baumhöhlenbrüter sowie Goldammer, Mönchsgras-
mücke und Zilpzalp bzw. Amsel, Grünfink und Stieglitz als Busch- bzw. Baumfreibrüter.  

Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr.2 BNatSchG) 
Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterung- und Wanderungszeiten 
erheblich gestört? 

Eine erhebliche Störung während der Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeiten kann für die Artengruppe der 
Fledermäuse (Wasserfledermaus) vollständig ausgeschlossen werden, da das Vorhandensein von zeit-
weilig genutzten Baumhöhlenquartieren (Zwischenquartieren) im Untersuchungsgebiet ausgeschlossen 
werden kann. V.a. bauzeitbedingt ist eine erhebliche Störung angrenzender Brutplätze wertgebender 
Vogelarten (Feldsperling, Goldammer, Star, Sumpfrohrsänger, Teichrohrsänger) sowie besiedelter Habitate 
der Zauneidechse und der Wechselkröte nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 
 

6 Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotstatbeständen und zur Sicherung der 
kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 

Die folgenden Maßnahmen werden in den Bebauungsplan „Keltergrund“ (STADT MARBACH AM NECKAR, 
2022) übernommen. 
 

6.1 Maßnahmen zur Vermeidung 
6.1.1 Vermeidungsmaßnahme V 1 
6.1.1.1 Konflikt: Tötung oder Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) sowie Entnahme, Beschädi-

gung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr.3 BNatSchG). 
Baubedingte Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie baubedingte Tötung oder Verletzung 
baumbewohnender Vogelarten und ggfs. baumbewohnender Fledermausarten. Betroffene Arten: Blau-
meise, Feldsperling, Gartenrotschwanz, Kleiber, Kohlmeise und Star als Baumhöhlenbrüter sowie 
Mönchsgrasmücke bzw. Amsel, Buchfink, Girlitz und Grünfink als Busch- bzw. Baumfreibrüter. Großer 
Abendsegler, Mückenfledermaus und Rauhautfledermaus.  

6.1.1.2 Maßnahme: Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender Gehölze 
Die nicht vorhabensbedingt in Anspruch genommenen Einzelbäume und Gehölzbestände im räumlichen 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes außerhalb des eigentlichen Baufelds sind vor baubedingten 
Beeinträchtigungen zu schützen und zu erhalten. 
Ein Befahren oder eine Lagerung von Materialien ist nicht zulässig. Die Maßnahme sieht den Schutz von 
Einzelbäumen während des Baubetriebs vor. Die Einzelbäume sind durch Brettermantel bzw. flächige 
Bestände durch einen Schutzzaun gegen mechanische Beschädigung, Verdichtung des Wurzelraumes 
sowie Bodenauftrag und -abtrag im Baubereich zu schützen. Während der Bauzeit sind Schutzzäune 
aufzustellen. Die Schutzmaßnahmen erfolgen entsprechend den Regelungen in der DIN 18920 Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen in Verbindung mit den in 
der RAS-LP 4 getroffenen Regelungen. Vor Beginn der Baumaßnahmen sind der Stadt Marbach am 
Neckar Pläne zum Baumschutz vorzulegen bzw. die Maßnahmen abzustimmen. 

 

6.1.2 Vermeidungsmaßnahme V 2  
6.1.2.1 Konflikt: Tötung oder Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) bzw. Erhebliche Störung 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). 
Baubedingte Störungen sowie Tötung und Verletzung baumhöhlenbewohnender Vogel- und Fleder-
mausarten in Niststätten und potenziellen Zwischenquartieren in den Baumbeständen im Plangebiet. 
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6.1.2.2 Maßnahme: Festlegung von Rodungszeiten 
Eine Rodung der vorhandenen Gehölze ist nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis einschließlich 28. Februar 
zulässig (außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten). 

 

6.1.3 Vermeidungsmaßnahme V 3 
6.1.3.1 Konflikt: Tötung oder Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) bzw. Erhebliche Störung 

(§ 44 Abs. 1 Nr.2 BNatSchG).  
Baubedingte Störungen sowie Tötung und Verletzung von Vogel- und Fledermausarten in Gebäuden. 
Betroffene Arten: Hausrotschwanz sowie u.a. Zwergfledermaus. 

6.1.3.2 Maßnahme: Festlegung des Zeitraumes der Abbrucharbeiten 
Der Abbruch des Gebäude Kelterstraße Nr. 30, Flst. Nr. 2883, Gemarkung Rielingshausen ist nur im 
Zeitraum vom 01. November bis einschließlich 28. Februar zulässig (außerhalb der Brutzeit der Vogelarten 
und der Aktivitätsphasen von Fledermäusen), da ein Vorhandensein von Winterquartieren auszu-
schließen ist.  

Der Abriss von Gebäuden im Untersuchungsgebiet ist durch fachkundige Personen zu begleiten um 
sicherzustellen, dass keine belegten Fledermausquartiere vorhanden sind. Dabei sind eventuell vor-
gefundene Tiere zu bergen und von sachkundigen Personen zu versorgen. 
 

6.1.4 Vermeidungsmaßnahme V 4 
6.1.4.1 Konflikt: Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr.2 BNatSchG). 
Betriebsbedingte erhebliche Störung von Fledermäusen (lichtmeidende Fledermausarten, v.a. Gattung 
Myotis) Lockwirkung und Barrierewirkung von Beleuchtungskörpern.  

6.1.4.2 Maßnahme: Verwendung Beleuchtungskörper 
Bei der Beleuchtung von Straßen, Plätzen, Hofflächen, Wegen, Terrassen und Außenbereichen sind eine 
möglichst niedrige Beleuchtungsstärke und Leuchtdichte zu verwenden. Das BfN empfiehlt für eine 
Beleuchtung von < 10 m² eine Leuchtdichte von 50-100 cd/m² und für größere Flächen 2-5 cd/m². Bei 
Straßenbeleuchtung soll die niedrigste für die Beleuchtungssituation geeignete Beleuchtungsklasse nach 
DIN 13201-1 gewählt werden. 
Es ist eine geeignete Abstrahlungsgeometrie, die Lichtemissionen in die Horizontale und nach oben 
verhindert zu wählen, mit einer Beschränkung auf möglichst <70° zur Vertikalen. Gebäude sind möglichst 
von oben nach unten zu beleuchten und sonst spezifische Beleuchtungsschablonen zu verwenden. 
Es ist eine geeignete Lichtfarbe mit einer möglichst geringen Lockwirkung für Fluginsekten zu wählen. 
Tendenziell sind geringere Lichtfarben bis 3000 K (besser 2400 K) vorzuziehen, aber artspezifische 
Reaktionen können variieren und sollten im Einzelfall betrachtet werden. UV- und IR-Strahlung sollte 
aufgrund vorhandener Schädigung und mangelnden Nutzens immer vermieden werden. 
Verwendung von komplett geschlossenen staubdichten Leuchten, um zu verhindern, dass Insekten in die 
Leuchte gelangen und dort verenden. 
Beschränkung der Beleuchtungszeit auf unbedingt nötige Zeiträume oder dimmbares Licht, in den frühen 
Morgenstunden erfolgt ein automatisches Abstellen der Beleuchtung. Dies gilt auch für Werbeanzeigen. 
Die Festlegungen des § 23 Abs. 4 BNatSchG i.V.m. § 21 NatSchG B.-W. sind zu berücksichtigen. 
 

6.1.5 Vermeidungsmaßnahme V 5 
6.1.5.1 Konflikt: Tötung oder Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) bzw. Erhebliche Störung 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). 
Baubedingte Tötung oder Verletzung streng geschützter Arten (Wechselkröte und Zauneidechse).  

6.1.5.2 Maßnahme: Umweltbaubegleitung 
Umweltbaubegleitung bei der Umsetzung des Oberbodenabtrag und der Erschließungsmaßnahmen 
(Einrichtung von Tabuzonen, Schutzzäunen, Absperrungen, Festlegung der Bereiche für Baustellen-
einrichtung / Bodenlagerflächen, Überwachung Rodungszeitraum. Überwachung des Beginns der Bau-
maßnahmen an Gebäuden, Überwachung von Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen). 
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6.1.6 Vermeidungsmaßnahme V 6 
6.1.6.1 Konflikt: Tötung oder Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) bzw. Erhebliche Störung 

(§ 44 Abs. 1 Nr.2 BNatSchG).  
Bau- und anlagebedingte Störungen sowie Tötung und Verletzung von Vogelarten im Plangebiet: 
Gefährdung durch Vogelkollisionen („Vogelschlag“) an Glasflächen und Glasfassaden.  

Zu Kollisionen kommt es, wenn durchsichtige Scheiben für Vögel nicht erkennbar sind oder sich die Umgebung 
in stark reflektierenden Scheiben spiegelt. Das Kollisionsrisiko steigt mit dem Anteil der Glasflächen an 
der Außenfassade, der Gebäudegröße bzw. -höhe sowie der Attraktivität der Umgebung für Vögel. 
Zudem kann von innen beleuchteten Glasflächen eine Anlockwirkung auf nachtziehende Vögel ausgehen.  

6.1.6.2 Maßnahme: Verhinderung von Vogelschlag an Glas 
Für Fenster und Glasflächen, die größer als 2 m² und zu den westlichen, nördlichen und östlichen Außen-
bereichsflächen hin geplant sind, ist Vogelschutzglas der Kategorie A zu verwenden.  

Zur Verhinderung von Vogelschlag sind folgende Maßnahmen wirksam: 
- Vermeidung von stark reflektierenden und getönten Glasscheiben sowie Sonnenschutzfolien 
- Vermeidung von verglasten Durchsichten durch Gebäude (z.B. Eckfenster, Wintergärten)  
- Vermeidung von Gebäuden mit hohen Glasflächenanteilen 

Die Glasfassaden an der Südseite sind wie folgt auszuführen: 
- Verwendung von Glas mit geringem Reflexionsgrad zur Reduktion von Spiegelungseffekten 

entsprechend den Empfehlungen der Schweizer Vogelschutzwarte Sempach www.vogelglas.info. Eine 
besondere Eignung besitzen spezielle Vogelschutzgläser (z.B. ISOLAR ORNILUX, Fa. Arnold Glas 
(www.arnold-glas.de). 

- Sichtbarmachung von Glasflächen mittels hochwirksamer Markierungen, gemäß der österreichischen Norm 
ONR 191040, siehe auch www.wua-wien.at und www.auring.at. 

Weitere Informationen und bewährte Praxisbeispiele finden sich unter: 
- Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ in 

www.vogelglas.info/public/vogel_glas_licht_2012.pdf, empfohlen vom Bundesamt für Naturschutz (BfN). 
- Merkblatt Vogelkollisionen an Glas vermeiden  

(https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/merkblaetter/MB Voegel und Glas D 2017.pdf). 
- Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau B.-W., 2019: Artenschutz in der Bauleitplanung und 

bei Bauvorhaben. 

 

 

6.2 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 
(vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG) 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen, sogenannte CEF-Maßnahmen nach § 44 Abs. 5 BNatSchG zur 
Sicherstellung der dauerhaften ökologischen Funktion der Habitate oder Standorte (measures which ensure 
the continuous ecological functionality of a concrete breeding site/ resting place). 

Für den Verlust von Bäumen mit Brut- oder Quartierstätten werden je entfallendem Baum mit nach-
gewiesener Besiedlung bzw. für jedes entfallende Brutrevier 3 Nistkästen angebracht, für Bäume mit Baum-
höhlen ohne Besiedlungsnachweis 1 Nistkasten (CEF 1).  

Der Erfolg der Maßnahmen ist durch ein 5 jähriges Monitoring zu prüfen (Risikomanagement). Gegebenen-
falls sind Änderungen oder Ergänzungen der Maßnahmen vorzunehmen. Die Maßnahmenflächen befinden 
sich in Eigentum der Stadt Marbach am Neckar. Damit sind Verfügbarkeit sowie Pflege der Flächen 
gewährleistet. Die generelle Wirksamkeit der Maßnahmen für die aufgeführten Arten ist u.a. BMU (2010) zu 
entnehmen. 
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6.2.1 CEF-Maßnahme CEF 1 
6.2.1.1 Konflikt: Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

(§ 44 Abs. 1 Nr.3 BNatSchG). 
Bau- und anlagebedingter Lebensraumverlust von baumbewohnenden Vogel- (Blaumeise, Feldsperling, 
Gartenrotschwanz, Kleiber, Kohlmeise und Star) und potenziell Fledermausarten (Zwischenquartiere) bei 
Verlust von Niststätten und potenzieller belegter Baumhöhlenquartiere in den vorhandenen Gehölz-
bereichen im Plangebiet.  

6.2.1.2 Maßnahme: Anbringen von Nistkästen - Rielingshausen 
Die maximal notwendige Anzahl von Vogel- bzw. Fledermauskästen ergibt sich aus der Anzahl der im 
Vorhabensbereich beeinträchtigten vorhandenen Brutplätze der Brutvogelarten. Nach dem derzeit 
bekannten Eingriffsumfang sind im Untersuchungsgebiet Brutplätze der Bachstelze, der Blaumeise und 
der Kohlmeise (nur gebäude- und baumhöhlenbrütende Vogelarten und potenziell baumhöhlenbewoh-
nende Fledermausarten relevant) betroffen. Es ist ein Nisthöhlentyp entsprechend der zu fördernden Art 
(Referenzprodukt Firma Schwegler) zu verwenden.  

Folgende Hinweise sind bei der Auswahl der Nisthöhlen zu berücksichtigen:  
• Ein Mindesthöhe von 3 m und sowie ein freier Einflug muss gewährleistet sein 
• Verwendung dauerhaft beständiger Nisthöhlen 
• die Nisthöhlen sind mit einem Marderschutz zu versehen (bspw. Nistkasten mit Vorraum um den 

Zugriff von Marder oder Katze auf die Brut zu verhindern) 
• Anbringen von 3 Nistkästen für die Bachstelze, z.B. Typ Schwegler Halbhöhle 2 HW  

an der im näheren Umfeld liegenden „Alte Kelter“ (Gebäude Kelterstraße 21) auf dem Flst. Nr. 2589, 
Gemarkung Rielingshausen  

• Anbringen von 3 Nistkästen für die Kohlmeise, z.B. Typ Schwegler 1 B, Ø 32 mm  
am Baumbestand auf dem Flst. Nr. 269 (Friedhof), Gemarkung Rielingshausen  

• Anbringen von 3 Nistkästen für die Blaumeise, z.B. Typ Schwegler 1 B, Ø 28 mm 
am Baumbestand auf dem Flst. Nr. 269 (Friedhof), Gemarkung Rielingshausen  

• Anbringen von 6 Fledermaushöhlen, z.B. Typ Schwegler 2 F 
am Baumbestand auf dem Flst. Nr. 2589 an der Kelter sowie Flst. Nr. 269 (Friedhof) Gemarkung 
Rielingshausen (jeweils 3 Kästen) 

 

Monitoring 
Die Nistkästen sind regelmäßig einmal jährlich in der Zeit von Oktober bis März zu kontrollieren und zu 
reinigen. Die jährliche Pflege und Wartung beinhaltet sowohl die sorgfältige Reinigung der Quartiere als 
auch ggf. deren Reparatur. Sollte sich ein Kasten oder dessen Aufhängung nicht mehr in einwandfreiem 
Zustand befinden, ist dieser zu ersetzen. Sollten bei der jährlichen Kontrolle andere Tierarten in den 
Nistkästen angetroffen werden (z.B. Hornissen, Wespen, Hummeln, Siebenschläfer, etc.), sind diese im 
Kasten zu belassen und nicht zu stören. Werden bei der jährlichen Kontrolle verendete Tiere in den 
Kästen gefunden, sind diese umgehend einem Spezialisten zur Untersuchung der Todesursache zu 
übergeben. Zur Erleichterung der Ursachensuche muss eine Kotprobe aus dem Kasten entnommen 
werden.  
Im Rahmen der Kontrolle ist zu beobachten und zu dokumentieren, ob die aufgehängten Quartiere 
angenommen werden. Stellt sich heraus, dass ein Kasten nach längerer Zeit immer noch „unberührt“ ist, 
so muss ein neuer, besser geeigneter Standort gefunden werden.  

 

6.2.2 CEF-Maßnahme CEF 2 
6.2.2.1 Konflikt: Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

(§ 44 Abs. 1 Nr.3 BNatSchG). 
Bau- und anlagebedingter Lebensraumverlust (Niststätten) von Vogelarten im Untersuchungsgebiet. 
Betroffene Arten: Feldlerche. 
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6.2.2.2 Maßnahme: Anlage einer Buntbrache - Ob den Lohweingärten 
Die Feldlerche brütet mit einem Brutpaar im Untersuchungsgebiet. Die Verluste von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten der Feldlerche sind durch die vorgezogene Anlage von einer dauerhaften Brachfläche 
(Buntbrache) auf ca. 1.500 m² in den Ackerflächen im Gewann Ob den Lohweingärten im Bereich der 
Flste. Nrn. 2486, 2487, 2488 oder 2489 auf der Gemarkung Rielingshausen zu kompensieren. Die 
Längen der Buntbrache betragen zwischen ca. 180 und 200 m, die Breiten zwischen ca. 7 und 8 m. Der 
Abstand zu vertikalen Strukturen beträgt dabei ca. 100 m. Die Brachflächen sind zwischen April und Ende 
Mai, möglichst in der zweiten Maihälfte (Wirkung: weniger Gräser und mehr Blumen im Ansaatjahr) mit 
reduzierter Saatgutmenge anzusäen. Auf schweren Böden kann eine Ansaat im Herbst (Anfang 
September bis Mitte Oktober) oder früh im Frühjahr (Mitte März bis Mitte April) geeigneter sein. Die Fläche 
ist so früh wie möglich, jedoch spätestens einen Monat vor der Saat zu pflügen (Keine Direktsaat). Die 
Fläche ist bis zur Saat zwei- bis dreimal oberflächlich mit der Federzahnegge oder dem Striegel bearbeiten, 
um unerwünschte, spontan auftretende Pflanzen zu beseitigen. Bei geschlossener Unkrautdecke (spontan 
aufkeimende „Unkräuter“) ist ein Säuberungsschnitt oder Mulchen bei ca. 10 cm Höhe der Pflanzen 
(ungefähr 6 - 10 Wochen nach der Ansaat) und heißem Wetter zur Förderung der Aussaat empfehlenswert. 
Das Schnittgut kann liegen gelassen werden und ist nur bei zu viel Material abzufahren. Bei erfolgreicher 
Ansaat ist für viele Jahre (ca. 4 - 6) keine Pflege der Buntbrache erforderlich. Der Aufwuchs bietet auch im 
Winter Deckung und Ansitzwarten. Muss eine Verbuschung oder Vergrasung bzw. Verunkrautung 
verhindert werden, kann eine Neuanlage erforderlich sein. Keine Pflege oder Bodenbearbeitung im 
Zeitraum März bis Mitte August (Vogelbrutzeit). Das Mähgut kann als Pferdeheu verwendet werden oder 
wird eingestreut oder in Biogasanlagen als Zuschlagsstoff verwertet werden. Als Saatmischungen können 
beispielsweise die „Rezeptur-Nr. 155494 Buntbrache LRA Ludwigsburg angepasst“ der Fa. Rieger-
Hofmann verwendet werden. Siehe auch "Hinweise zur Anlage und Pflege von Buntbrachen zur Förderung 
von Feldbrütern", Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt, Untere Naturschutzbehörde. 

 

 
Abb. 4: CEF-Maßnahme CEF 2, Flste. Nrn. 2486, 2487, 2488 oder 2489 auf der Gemarkung Rielings-

hausen 
 

Monitoring  
Im Rahmen der Erfolgskontrolle ist im 1., 3. und 5. Jahr nach Umsetzung der Maßnahmen ein Monitoring 
durchzuführen.   
Im Zuge des Monitorings wird die vollständige Funktionsfähigkeit der Maßnahmen überprüft. Die Ergebnisse 
des Monitorings sind in einem Bericht zu dokumentieren. Die Monitoringberichte sind zeitnah dem 
Landratsamt Ludwigsburg vorzulegen. Gegebenenfalls erforderliche Korrekturmaßnahmen werden im 
Rahmen des Monitorings festgelegt.  
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7 Zusammenfassende Beurteilung der Schutzmaßnahmen und verbleibende 
artenschutzrechtliche Konflikte  

7.1 Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie wurden nicht nachgewiesen. 

 

7.2 Europäische Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie 
Insgesamt wurden 38 Vogelarten im Untersuchungsgebiet und der näheren Umgebung nachgewiesen, 
davon können allgemein häufige Arten mit günstigem Erhaltungszustand aus der weiteren Betrachtung 
ausgeschlossen werden bzw. im Rahmen einer Abprüfung von Gilden behandelt werden (siehe Tab. 1, S. 16). 
Das Untersuchungsgebiet weist dabei eine mittlere Wertigkeit als Bruthabitat und Nahrungshabitat für 
Vogelarten auf.  

Für die prüfungsrelevanten Arten unter den Nahrungsgästen bzw. Brutvogelarten der Umgebung sind 
keine direkten Beeinträchtigungen festzustellen, da die betroffenen Teilbereiche der jeweiligen Nahrungs-
habitate nur einen kleinen Teil der Gesamtfläche des jeweils genutzten Gesamthabitats ausmachen. 

Bau- und anlagebedingte Flächenverluste (Verbotstatbestand - Zerstörung und Verlust von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten - BNatSchG § 44 Abs. 1 Nr. 3) 
sind im vorhabensbedingt in Anspruch genommenen Bereich gegeben. Hier werden hochwertige Brut-
habitatflächen von bodenbrütenden sowie gebüsch- und baumbrütenden Vogelarten in Anspruch 
genommen.  

Der Schutz wertvoller Bruthabitate wird durch die Maßnahmen zum Erhalt vorhabensbedingt nicht 
entfallender Gehölze (Vermeidungsmaßnahme V 1) erreicht.   
Durch die Festlegung von Rodungszeiten für Gehölzbestände (Vermeidungsmaßnahme V 2) entfällt die 
Störungswirkung während der Brutphase der Vogelarten.   
Über das Anbringen von künstlichen Vogelnisthilfen (CEF-Maßnahme CEF 1) sowie die Anlage einer 
Buntbrache (CEF-Maßnahme CEF 2) wird für die Verluste von Niststätten eine Kompensation erreicht.  

Indirekte bau- und betriebsbedingte Verluste von Brut- und Nahrungshabitaten durch Veränderung 
abiotischer und biotischer Standortbedingungen, Schadstoffimmissionen und Veränderungen der boden-
kundlichen, hydrologischen oder kleinklimatischen Verhältnisse (Verbotstatbestand - Zerstörung und 
Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten - 
BNatSchG § 44 Abs. 1 Nr. 3) sind dagegen als nicht erheblich einzustufen.  

Direkte Verluste (Verbotstatbestand – Tötung und Verletzung der besonders geschützten Arten - BNatSchG 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1) ergeben sich möglicherweise auch durch die Fällung von alten, als Niststätten in Frage 
kommenden, Baumbeständen während der Brutzeit der betroffenen Vogelarten.  

Über das Anbringen von künstlichen Nisthilfen (CEF-Maßnahme CEF 1) wird für die Verluste von Nist-
stätten eine Kompensation erreicht. Über die Festlegung von Rodungszeiten für Gehölzbestände (Ver-
meidungsmaßnahme V 2) wird eine Tötung von Vogelarten vermieden, da die Rodungen nur außerhalb 
der Brutzeit zulässig sind.  

Bau- und betriebsbedingt sind weiterhin Störungen der prüfrelevanten Vogelarten durch Verlärmung und 
Lichteinflüsse nicht grundsätzlich auszuschließen (Verbotstatbestand – Erhebliche Störung wild lebender 
Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, 
Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten - BNatSchG § 44 Abs. 1 Nr. 2). 

Durch die Festlegung von Rodungszeiten für Gehölzbestände (Vermeidungsmaßnahme V 2) entfällt die 
Störungswirkung während der Brutphase der Vogelarten.  

 

7.3 Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie  
Insgesamt wurden drei Fledermausarten im Untersuchungsgebiet und der näheren Umgebung nachge-
wiesen. Das Untersuchungsgebiet weist dabei stellenweise eine geringe bis mäßig hohe Wertigkeit als 
Jagdhabitat von Fledermäusen auf. Quartiere für gebäudebewohnende Fledermausarten sind im 
Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Ein Vorkommen der Haselmaus, des Hirschkäfers und des 
Juchtenkäfers ist im Untersuchungsgebiet auszuschließen. 

Bau- und anlagebedingte Flächenverluste (Verbotstatbestand - Zerstörung und Verlust von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten - BNatSchG § 44 Abs. 1 
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Nr. 3) sind vor allem für Jagdhabitate sämtlicher im Gebiet nachgewiesener Fledermausarten anzu-
nehmen. Weiterhin ergeben sich Verluste von potenziellen Quartieren in Nisthöhlen durch Flächeninan-
spruchnahme (Baumfällungen). Potenziell betroffene Arten sind hier u.a. Wasserfledermaus. 

Über das Anbringen von künstlichen Nisthilfen (CEF-Maßnahme CEF 1) wird für die Verluste potenzieller 
Zwischenquartiere bzw. Lebensraumverluste eine Kompensation für baumhöhlenbewohnende Fleder-
mausarten erreicht. Weiterhin werden über die CEF-Maßnahme CEF 2 und die FCS-Maßnahme FCS 3 
neue Habitatflächen (Jagdhabitate Fledermäuse) geschaffen.  

Der Schutz wertvoller Jagdhabitate von Fledermäusen im Umfeld wird durch die Festlegung von Maßnahmen 
zum Erhalt vorhabensbedingt nicht entfallender Gehölze und die Festlegung von Rodungszeiten erreicht 
(Vermeidungsmaßnahmen V 1 und V 2).  

Indirekte bau- und betriebsbedingte Verluste von Habitatflächen durch Veränderung abiotischer und 
biotischer Standortbedingungen, Schadstoffimmissionen und Veränderungen der bodenkundlichen, 
hydrologischen oder kleinklimatischen Verhältnisse (Verbotstatbestand - Zerstörung und Verlust von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten - BNatSchG 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3) sind dagegen als nicht erheblich einzustufen.  

Eine anlagebedingte Trennwirkung und eine damit verbundene betriebsbedingte Kollisionsgefahr (Verbotstat-
bestand – Tötung und Verletzung der besonders geschützten Arten - BNatSchG § 44 Abs. 1 Nr. 1) ist 
aufgrund fehlender ausgeprägter Leitlinien bzw. der vorgesehenen Nutzung im Gebiet als nicht relevant 
einzustufen.  

Direkte Verluste (Verbotstatbestand – Tötung und Verletzung der besonders geschützten Arten - BNatSchG 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1) könnten sich möglicherweise durch die Fällung von alten, als Quartierstandorte in Frage 
kommenden, Baumbeständen während der Aktivitätsphasen der betroffenen Fledermausarten ergeben. 
Derartige Quartierbäume sind im Plangebiet jedoch nicht vorhanden. 

Über das Anbringen von künstlichen Fledermausnisthilfen (CEF-Maßnahme CEF 1) wird für die Verluste 
potenzieller Zwischenquartiere eine Kompensation erreicht. Über die Festlegung von Rodungszeiten für 
Gehölzbestände (Vermeidungsmaßnahme V 2) sowie eine Umweltbaubegleitung (Vermeidungs-
maßnahmen V 5) wird eine Tötung von Fledermäusen in potenziellen Quartieren in Nisthöhlen ver-
mieden, da nicht von einer Nutzung der Nisthöhlen als Winterquartier auszugehen ist.  

Bau- und betriebsbedingt sind weiterhin Störungen der nach BNatSchG als streng geschützt eingestuften 
Fledermausarten durch Verlärmung und Lichteinflüsse nicht grundsätzlich auszuschließen, sind aber 
aufgrund der vorgesehenen Nutzung als nicht erheblich einzustufen (Verbotstatbestand – Erhebliche 
Störung wild lebender Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten - BNatSchG § 44 Abs. 1 Nr. 2).  

Durch die Festlegung von Rodungszeiten für Gehölzbestände (Vermeidungsmaßnahme V 2) entfällt die 
Störungswirkung während der Hauptaktivitätsphasen der Fledermäuse.  

Für die Lebensstätten der Zauneidechse und der Wechselkröte ist ein vollständiger vorhabensbedingter 
Verlust (Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten BNatSchG 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3) gegeben. Maßnahmen zur kontinuierlichen ökologischen Funktionalität im Sinne vorge-
zogener Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) sind im vorliegenden Fall nicht mit hoher günstiger 
Prognosewahrscheinlichkeit durchführbar. Daher sind für die Zauneidechse und die Wechselkröte die 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG weiterhin gegeben. 

Für die Wechselkröte ist eine Tötung und Verletzung bei Durchführung der Bauarbeiten während der Fort-
pflanzungszeit nicht vollständig auszuschließen bzw. anzunehmen (Fang, Verletzung und Tötung von Tieren 
§ 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG). Da im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Keltergrund“ die Schutzzäune 
(siehe Abb. 10) im Rahmen der Maßnahmen zum Schutz und zur Vermeidung (V 5 - Umweltbaubegleitung) 
bereits im Frühjahr 2022 errichtet werden können, ist nach bisherigem Kenntnisstand davon auszugehen, 
dass die Signifikanzschwelle bezüglich der normalen Mortalität unter der weiteren Berücksichtigung der 
Maßnahmen zum Schutz und zur Vermeidung (V 5 - Umweltbaubegleitung bei der Umsetzung des Ober-
bodenabtrag und der Erschließungsmaßnahmen) nicht überschritten wird. Durch die Maßnahme ist sicher-
gestellt, dass im Jahr 2019 keine Jungtiere in die Fläche einwandern konnten. Falls die Signifikanzschwelle für 
die Tötung und Verletzung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Keltergrund“ im Rahmen des 
Monitoring nachweislich erheblich überschritten wird, ist im Rahmen des Risikomanagement der Beginn der 
Erschließungsmaßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Keltergrund“ erst nach weiterer 
Abstimmung mit der Genehmigungsbehörde zulässig.  
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8 Gutachterliches Fazit nach Umsetzung der Vermeidungsmaßnahmen 
Im Rahmen einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (SaP) sollten die Auswirkungen des Bebauungs-
planes „Keltergrund“ in Marbach am Neckar auf nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) (in 
Verbindung mit dem Anhang IV der FFH-Richtlinie sowie Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie) besonders und 
streng geschützte Arten dargestellt werden. Für das Vorhaben ist ohne die Berücksichtigung von 
Schutzmaßnahmen zunächst davon auszugehen, dass Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG erfüllt sind, da Lebensstätten von Vogel- und Fledermausarten in Anspruch genommen 
werden sowie mehrere Arten in ihren Lebensräumen möglicherweise gestört werden. 

Nach § 44 BNatSchG sind folgende Verbotstatbestände relevant:  
(1) Verbotstatbestand (Tötung und Verletzung)  
(2) Verbotstatbestand (Störung) 
(3) Verbotstatbestand (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) 

Nach BNatSchG geschützte Pflanzenarten sind im Gebiet nicht nachgewiesen, daher entfällt der Verbots-
tatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 4.  

Die Auswahl der prüfungsrelevanten Arten erfolgt in Kapitel 4. Häufige Arten mit günstigem Erhaltungs-
zustand können hierbei aus der weiteren Betrachtung ausgeschlossen bzw. im Rahmen einer Gilden-
prüfung abgehandelt werden. Als prüfungsrelevante Arten sind Fledermausarten, die Zauneidechse und 
die Wechselkröte sowie mehrere lokal oder regional bedeutsame Brutvogelarten (mit Status als landes- 
oder bundesweiter Vorwarnlistenart bzw. gefährdeter Art) zu betrachten.  

Für die vom Vorhaben verbotstatbeständlich betroffenen oder potenziell betroffenen Arten wurden 
kompensatorischen Maßnahmen dargelegt, so dass der derzeitige günstige Erhaltungszustand gewahrt 
bleibt bzw. der jetzige ungünstige Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert wird und eine Wieder-
herstellung eines günstigen Erhaltungszustandes nicht erschwert wird.  

Im Einzelnen dienen die Vermeidungsmaßnahmen V 1, V 2, V 3, V 4, V 5 und V 6 der Vermeidung des Ver-
botstatbestandes der Tötung oder Verletzung. Die Festlegung von Rodungszeiten (Vermeidungs-
maßnahme V 2) gewährleistet, dass Vogel- und Fledermausarten nicht während der Brut- bzw. Haupt-
aktivitätsphase getötet oder verletzt werden.  

Die Vermeidungsmaßnahme V 1 (Erhalt vorhabensbedingt nicht entfallender Gehölze) dient dem Erhalt der 
als höherwertig eingestuften Lebensräume. Für die nicht vorhabensbedingt in Anspruch genommenen 
Flächen wird daher der v.a. baubedingt mögliche Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ver-
mieden.  

Da anlagebedingt Lebensräume geschützter Tierarten in Anspruch genommen werden und sich eine 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes prüfungsrelevanter Arten nicht ausschließen lässt sind weiter-
gehende Schutzmaßnahmen erforderlich.  

Die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen öko-
logischen Funktionalität CEF 1 und CEF 2 gewährleisten einen vorgezogenen Ausgleich für die klein-
flächigen und randlichen Verluste an Fortpflanzungs- und Ruhestättten bzw. Nahrungshabitaten für 
Vogel- und Fledermausarten. 

Insgesamt ist unter Berücksichtigung und vollständiger Umsetzung der Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen 
nicht mit dem Eintreten von Verbotstatbeständen für Vogel- und Fledermausarten zu rechnen.  

Für die Zauneidechse und die Wechselkröte ist weiterhin mit dem Eintreten von Verbotstatbeständen 
nach BNatSchG § 44 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 zu rechnen.  

 

 

9 Ausnahmeverfahren nach § 45 Abs. 7 BNatSchG  
9.1 Ausnahmegründe nach § 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG 
Siehe Antrag auf Genehmigung der artenschutzrechtlichen Ausnahme, Kapitel 3.1 "Zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art" (STADT 
MARBACH AM NECKAR, 2022) vom 07.02.2022.  
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9.2 Zumutbare Alternativen 
Siehe Antrag auf Genehmigung der artenschutzrechtlichen Ausnahme, Kapitel 3.2 "Zumutbare Alternativen" 
(STADT MARBACH AM NECKAR, 2022) vom 07.02.2022.  

 

9.3 Prüfung der Veränderung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie bzw. von Europäischen Vogelarten 

9.3.1 Prognose der Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der lokalen Population der 
betroffenen Arten 

Zauneidechse (Lacerta agilis)  
Im Rahmen der Erfassungen wurden insgesamt ein Revier adulter männlicher und zwei Reviere adulter 
weiblicher Zauneidechsen im Untersuchungsgebiet nachgewiesen. Unter Berücksichtigung des Korrektur-
faktors von 6 nach LAUFER (2014) ist von einem Bestand von 18 adulten Tieren auszugehen. Jedem 
Individuum müssen ca. 150 m² Lebensraum zur Verfügung stehen, d.h. die Größe der Maßnahmenfläche 
beträgt ca. 2.700 m².  

Bau- und anlagebedingt sind demnach Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art gegeben, 
weiterhin wäre eine bauzeitbedingte Tötung von Individuen nicht auszuschließen. Der Erhaltungszustand 
der Zauneidechse ist landes- wie bundesweit als ungünstig bis unzureichend einzustufen, sie wird 
landesweit als Art der Vorwarnliste geführt, bundesweit gilt sie als gefährdet. Der ungünstige bis unzu-
reichende Erhaltungszustand ist auch für die lokale Population anzunehmen.  

Wechselkröte (Bufo viridis)  
Insgesamt ein adultes Individuum der Wechselkröte im Untersuchungsgebiet festgestellt. Die Populations-
größe der Wechselkröte wird vorsichtig auf etwa 10-30 Individuen geschätzt. 

Bau- und anlagebedingt sind demnach Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art gegeben, 
weiterhin wäre eine bauzeitbedingte Tötung von Individuen nicht auszuschließen. Der Erhaltungszustand 
der Wechselkröte ist landes- wie bundesweit als ungünstig bis unzureichend einzustufen, sie wird 
landesweit als stark gefährdete Art, bundesweit gilt sie als gefährdet. Der ungünstige bis unzureichende 
Erhaltungszustand ist auch für die lokale Population anzunehmen.  

 

9.3.2 Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
Um eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der vorhabensbedingt betroffenen Art (Zauneidechse) zu 
vermeiden sind sogenannte FCS-Maßnahmen erforderlich (favourable conservation status-Maßnahmen). 
Die vorgesehene FCS- Maßnahmen ist geeignet, eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 
lokalen Zauneidechsenpopulation zu vermeiden, da geeignete Ersatzlebensräume geschaffen werden. 

 

9.3.3 FCS-Maßnahme FCS 1 
9.3.3.1 Konflikt: Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)  
Bau- und anlagebedingter Lebensraumverlust (Fortpflanzungs- und Ruhestätten) der Zauneidechse im 
Plangebiet. Betroffene Art: Zauneidechse (Lacerta agilis). 

9.3.3.2 Maßnahme: Anlage von Ersatzhabitaten für die Zauneidechse  
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes und dem Bereich der geplanten Entwässerungs-
einrichtungen ist ein Fang und eine Umsetzung der Zauneidechsen notwendig.  

Vor dem Fang und der Umsetzung der Zauneidechsenpopulation müssen auf den Ersatzlebensraum-
flächen auf den Flste. Nrn. 2514 und 2515, Gemarkung Rielingshausen folgende Maßnahmen zur Ver-
besserung der Habitatqualität durchgeführt werden.  

Die Flächen weisen bislang keine Vorbelegung durch die Zauneidechse auf, da das Grünland als mehr-
schürige Wirtschaftswiese genutzt wird und die Anpflanzung der Obsthochstämme erst im Herbst 2018 
erfolgt ist.  
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Soweit sich die angestrebte Artenvielfalt nicht von selbst einstellt (Erfolgskontrolle nach 5 – 10 Jahren 
erforderlich entsprechend LEL, „Erfolgskontrolle Grünlandextensivierung“) ist eine Streifeneinsaat mit 
gebietseigenem (autochthonem) Saatgut aus dem Produktionsraum 7 „Süddeutsches Berg- und Hügel-
land" / Ursprungsgebiet 11 „Südwestdeutsches Bergland" Saatgut, z.B. Mischung Magerrasen basisch (Fa. 
Saatenzeller) vorzunehmen. 

Die teilweise stark vergraste Böschung ist im Februar bzw. März abschnittsweise zu mähen. Das Mähgut 
ist aufzunehmen und abzufahren. 

Neben einzelnen lockeren Steinschüttungen niedriger Höhe werden Baumstämme und einzelne Reisig-
haufen mit Einlagerungen einzelner Totholstammabschnitte hergestellt.   
Für die Steinschüttungen ist nährstoffarmes unsortiertes Material zu verwenden (Steindurchmesser 5-25 cm, 
vereinzelt große Steine oder dickere Aststücke um Hohlräume zu schaffen). Der Steinhaufen soll die 
Abmaße von ca. 4 x 1,5 m haben. Die genaue Lage ist mit der Umweltbaubegleitung abzustimmen. 
Die Anlage der Habitatelemente erfolgt mit gebietsheimischem Material.  

Der Durchführungszeitraum sollte so erfolgen, dass die Ersatzhabitate spätestens ab Februar fertig 
gestellt sind. Nach Feststellung der Reife der neu angelegten Ersatzhabitate durch ein Monitoring mit 
Risikomanagement ist zu belegen, dass die ökologische Funktion vollständig erfüllt wurde. 

Die neu geschaffenen Habitatflächen haben eine deutlich verbesserte Ausprägung als die verloren 
gegangenen Habitatflächen. Aufgrund der Größe der Fläche von ca. 3.900 m² besteht kein Populations-
druck, weitere Ausbreitungsmöglichkeiten sind durch die Gestaltung der Maßnahmenflächen gegeben. 
Demnach ist auf den vorgesehenen Ersatzflächen eine Besiedlung durch Zauneidechsen möglich. 

Die Maßnahmenfläche liegt innerhalb des 1.000 m - Suchraum des Biotopverbunds mittlere Standorte. 

 

 
Abb. 5: FCS-Maßnahme FCS 1, Flste. Nrn. 2514 und 2515, Gemarkung Rielingshausen 

 

Legende: 
 Reptilienschutzzaun  Lockere Steinschüttung 
 

 Baumstämme  Reisighaufen mit 
   Totholzstammabschnitten 
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Abb. 6: Maßnahmenfläche, Flst. Nr. 2514, Gewann Rötelhälden, Gemarkung Rielingshausen. 

Blick von Südosten im Januar 2022. 
 

 
Abb. 7: Maßnahmenfläche, Flst. Nr. 2514, Gewann Rötelhälden, Gemarkung Rielingshausen 

Blick von Norden im Januar 2022. 
 

 
Abb. 8: Maßnahmenfläche, Flst. Nr. 2514, Gewann Rötelhälden, Gemarkung Rielingshausen 

Blick von Osten im Januar 2022. 
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Abb. 9: Beispiel Reisighaufen 
 

Die Pflege der Fläche (2-malige Mahd im Mai und September mit Abfuhr des Mähgutes, Freihalten von 
Gehölzaufwuchs) erfolgt durch die Stadt Marbach am Neckar. Die Flächen dürfen nicht gemulcht werden, 
die Mahd erfolgt naturverträglich mit Doppelmesser oder Balkenmäher, die Schnitthöhe beträgt 10 – 12 cm. 
Im Jahr der Umsiedlung soll die Fläche ab Mai zumindest auf der Hälfte der Fläche ungemäht bleiben 
(ausreichend Nahrung), in den darauf folgenden Jahren erfolgt in Abstimmung mit der Umweltbaube-
gleitung je nach Vegetationsaufkommen eine Mahd in 1-3 jährigem Abstand (ggf. Rotation von Flächen). 
Eventuell häufigere Mahdtermine sind witterungsbedingt anzupassen. 

Zur Umsetzung und Kontrolle der erforderlichen Maßnahmen ist eine fachlich qualifizierte Umweltbau-
begleitung einzusetzen. 

Zur Vermeidung von Tötungen durch das Baugeschehen sowie um eine Wiederbesiedlung zu verhindern 
ist um die gesamte Maßnahmenfläche ein fester Reptilienschutzzaun aus Rhizom-/Wurzelsperr-Folie mit 
einer Höhe von ca. 80 cm, mit Eingraben der unteren Enden in den Boden zu errichten.   
Der Reptilienschutzzaun muss für die Dauer der gesamten Erschliessungs- und Baumaßnahmen als 
Prägezaun belassen werden, um zu verhindern, dass die umgesiedelten Tiere auf angrenzende Flächen 
abwandern.  
Die Funktionsfähigkeit des Reptilienschutzzaunes auf den Ersatzhabitatflächen ist regelmäßig durch die 
Umweltbaubegleitung zu überprüfen. Ein Überwachsen des Reptilienschutzzaunes muss durch regel-
mäßige und angepasste Mahd verhindert werden. 

 

9.3.4 FCS-Maßnahme FCS 2 
9.3.4.1 Konflikt: Tötung oder Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG)  
Bau- und anlagebedingte Tötung oder Verletzung der Zauneidechse im Plangebiet. Betroffene Art: 
Zauneidechse (Lacerta agilis). 

9.3.4.2 Maßnahme: Abfang und Umsiedlung der Zauneidechse  
Ein Fang und eine Umsiedlung der sich im Eingriffsbereich befindlichen Zauneidechsen auf die neu 
angelegten Ersatzhabitate (FCS-Maßnahme FCS 1 - Anlage von Ersatzhabitaten für die Zauneidechse) auf 
den Flste. Nrn. 2514 und 2515, Gemarkung Rielingshausen darf erst erfolgen, wenn diese ihre ökologische 
Funktion erfüllen, frühestens ab März 2022. Das Fangen der Tiere ist so schonend wie möglich durch-
zuführen und darf nur durch entsprechend geschultes Personal erfolgen. Der Fang der Zauneidechse 
erfolgt über Handfänge bzw. Schlingenfang. Der Fang muss so erfolgen, dass eine Tötung oder 
Verletzung der Tiere vermieden wird. Die Tiere sind einzeln in Stoffsäckchen auf die Ersatzhabitatflächen 
zu verbringen. 

Ein Abfangen der Zauneidechsen aus dem Eingriffsbereich muss vor der Eiablage oder nach dem Schlupf der 
Jungtiere erfolgen. Die ordnungsgemäße Durchführung ist durch die Umweltbaubegleitung zu über-
wachen. 
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Zur Erhöhung der Fängigkeit von Wechselkröten und Zauneidechsen sind auf den Eingriffsflächen zusätz-
lich künstliche Verstecke auszubringen, die neben der regelmäßigen Kontrolle der Fangeimer und bei den 
jeweiligen Abfangterminen für die Zauneidechsen zu kontrollieren sind. Hier aufgefundene Kreuzkröten 
und Zauneidechsen sind ebenfalls umzusiedeln. Auch natürlich vorkommende Versteckstrukturen auf den 
Eingriffsflächen sind gezielt zu kontrollieren. 

Die ausgebrachten Fangeimer sind mindestens einmal täglich zu kontrollieren. Zu Zeiten erhöhter 
Wanderbewegungen der Wechselkröten bei Bedarf auch häufiger. Soweit die Umsiedlungs- bzw. 
Kontrollintervalle für einen längeren Zeitraum ruhen müssen (z.B. ungünstige Witterungsbedingungen) 
sind die Fangeimer entsprechend zu verschließen.  

In den Fangeimern befindlicher Beifang von Amphibien, Reptilien, Säugetieren, Insekten etc. ist ebenfalls 
von der Eingriffsfläche zu bergen und mit auf die Ersatzhabitatflächen zu verbringen. 

Zur Vermeidung von Tötungen durch das Baugeschehen sowie um eine Wiederbesiedelung zu ver-
hindern wird um den kompletten abgesammelten Bereich ein Reptilienschutzzaun aus Rhizom-/Wurzel-
sperr-Folie mit einer Höhe von ca. 80 cm, mit Eingraben der unteren Enden in den Boden errichtet.  
Außerdem wird eine Umweltbaubegleitung eingerichtet. Solange kein Baubeginn stattfindet, müssen 
trotzdem regelmäßige Begehungen der bereits abgesammelten Flächen durchgeführt werden, da o.g. 
Zaun erfahrungsgemäß nicht 100% dicht gehalten werden kann.  

Die Reptilienschutzzäune bzw. Fangzäune auf den Eingriffsflächen müssen so lange bestehen bleiben, 
bis aktiv mit Bauarbeiten begonnen wird, um eine Wiederbesiedelung der Eingriffsbereiche aus dem 
Umfeld zu verhindern. Ihre Funktionsfähigkeit ist für die Dauer der Aufstellung regelmäßig durch die 
Umweltbaubegleitung zu kontrollieren. Die Zäune sind bei Bedarf freizumähen. Soweit notwendig sind 
auch dauerhafte Schutzzäune zu errichten und zu unterhalten. 

Auf der Eingriffsfläche ist so lange abzufangen bis über mindestens drei Fangtage im Abstand von zwei 
Tagen keine Tiere mehr gefangen werden. Erst danach kann der Eingriffsbereich durch die Umweltbau-
begleitung freigegeben werden. 

Der auf den Eingriffsflächen notwendige Oberbodenabtrag ist durch die Umweltbaubegleitung zu be-
gleiten. Vorhandene künstliche und natürliche Versteckstrukturen sind unmittelbar im Vorfeld zu entfernen 
und gezielt zu kontrollieren. Auch im Rahmen des Oberbodenabtrags vorgefundene Individuen von 
Zauneidechse und Wechselkröte sowie weiterer wertgebender Beifang sind von der Eingriffsfläche zu 
evakuieren und umzusiedeln. 

Nach vollständiger Umsetzung der o.g. artenschutzrechtlichen Maßnahmen hat der Vorhabenträger der 
unteren und der höheren Naturschutzbehörde unaufgefordert einen Abschlussbericht vorzulegen, in dem 
das Ergebnis der naturschutzfachlichen Bauüberwachung und die Umsetzung der Maßnahmen, die 
Anzahl der umgesetzten Tiere - getrennt nach Art, Geschlecht und Alter - so- wie aufgetretene Probleme 
dokumentiert sind. 
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Abb. 10: FCS-Maßnahmen FCS 2 und FCS 4: Reptilienschutzzäune (rot), Amphibienschutzzäune (hellblau)  

und FCS-Maßnahme FCS 3: Anlage von Landlebensräumen für die Wechselkröte (gelb)  
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Monitoring 
Im Rahmen der Erfolgskontrolle ist ein alljährliches Monitoring erforderlich (zur Dauer siehe nachfolgender 
Punkt). Das Monitoring umfasst eine jährliche Bestandsaufnahme der Maßnahmenfläche (Vegetations-
entwicklung und Bestand Zauneidechsen). Im Zuge des Monitorings wird die vollständige Funktions-
fähigkeit der Maßnahmen für die Zauneidechsen überprüft. Die Ergebnisse des Monitorings sind in einem 
Bericht zu dokumentieren. Der Bericht muss über Populationsgröße und -struktur, Habitatstruktur und 
eventuelle Beeinträchtigungen Aufschluss geben sowie bei fehlender Erreichung der Funktionsfähigkeit 
der Maßnahmen Lösungsmöglichkeiten aufzeigen. Der Bericht ist der höheren Naturschutzbehörde bis 
spätestens 31.12. eines jeden Jahres unaufgefordert zur Prüfung und der unteren Naturschutzbehörde zur 
Kenntnis vorzulegen. 

Grundsätzlich ist ein mindestens fünf jähriges Monitoring erforderlich. Das Monitoring kann erst beendet 
werden, wenn am Aussetzungsort die Anzahl der Individuen und die Populationsstruktur den Verhält-
nissen am Fangort vor der Vergrämung und Umsetzung entspricht. Der Zielbestand ist mindestens die 
Anzahl der geschätzten Individuen bei der Erfassung, nicht die Anzahl der umgesiedelten Individuen. 
Sind bei der Umsiedlung mehr Individuen als zuvor geschätzt umgesiedelt worden, so gilt diese Anzahl als 
Zielbestand.  

Das Monitoring kann frühestens nach drei Jahren beendet werden, wenn sich der Zielbestand bereits 
dann eingestellt haben sollte. Nach Ablauf des 3- bzw. 5-jährigen Monitorings wird auf Grundlage der bis 
dahin zusammengetragenen Ergebnisse mit der höheren Naturschutzbehörde erörtert, ob eine Fort-
setzung des Monitorings erforderlich ist. 

Für das Monitoring ist eine standardisierte Erfassung durch Sichtbeobachtung mit langsamem und 
ruhigem Abgehen der Fläche aller für die Zauneidechsen geeigneten Flächen, dem gezielten Absuchen 
von als Verstecken geeigneten Strukturen, dem Umdrehen von Steinen, Erfassung der für Reptilien 
wichtigen Habitatstrukturen wie Sonnen-, Ruhe-, Eiablage- und Überwinterungsplätze sowie der Fort-
pflanzungs- und Jagdhabitate durchzuführen. Es müssen pro Erfassungsjahr vier flächendeckende 
Begehungen bei trocken-warmen Witterungsverhältnissen durchgeführt werden. Mindestens eine 
Begehung ist im Spätsommer durchzuführen, um den Reproduktionserfolg überprüfen zu können. 

Sollte sich im Zuge des Monitorings herausstellen, dass weniger Tiere als erforderlich nachgewiesen 
werden können, so sind die im Zuge eines Risikomanagementes ergänzende Maßnahmen umzusetzen. 
Die entsprechenden Maßnahmen sind rechtzeitig und vor Maßnahmenumsetzung mit der höheren Natur-
schutzbehörde abzustimmen. 

Eine dauerhafte rechtliche Sicherung der erforderlichen Ersatzflächen auf den Flste. Nrn. 2514 und 2515, 
Gemarkung Rielingshausen hat zu erfolgen. 

 

9.3.5 FCS-Maßnahme FCS 3 
9.3.5.1 Konflikt: Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). 
Bau- und anlagebedingter Lebensraumverlust (Fortpflanzungs- und Ruhestätten) der Wechselkröte im 
Plangebiet. Betroffene Art: Wechselkröte (Bufo viridis). 

9.3.5.2 Maßnahme: Anlage von Ersatzhabitaten (Laichgewässer) und von Landlebensräumen für 
die Wechselkröte 

Anlage von Ersatzhabitaten (Laichgewässer) für die Wechselkröte 
Die Wechselkröte ist aufgrund ihrer Populationsbiologie auf astatische Kleingewässer angewiesen. 
Astatische Gewässer kennzeichnen sich natürlicherweise durch regelmäßiges, teilweise längeres Trocken-
fallen aus. Dadurch werden räuberisch lebende Organismen (wie z.B. Raubfische oder Libellenlarven) 
regelmäßig aus den Gewässern entfernt und konkurrenzschwache Pionierarten wie die Wechselkröte 
können sich in diesen Gewässern reproduzieren. Ein Austrocknen darf jedoch keinesfalls vor Juni er-
folgen, da sonst der Laich zerstört wird bzw. die geschlüpften Larven vertrocknen. Die Gewässer müssen 
zudem über einen hohen Anteil vollbesonnter Uferabschnitte und ausreichend Flachwasserbereiche mit 
geringer Uferneigung (Böschungsverhältnis < 1:2) verfügen.  

Auf dem Flst. Nr. 2756 auf der Gemarkung Rielingshausen unterhalb der dortigen Sickerfassung wurde im 
September 2021 ein Teich mit natürlicher Abdichtung angelegt. Die Teichsohle und die Böschungs-
bereiche wurden mechanisch nachverdichtet. Der Grundwasserstand liegt bei ca. 0,8 m unter Ober-
flächenniveau. Der Teich weist eine annähernd ovale Form bei einer Gewässergröße von ca. 12 m² 
(ca. 4 – 5 m x 2 – 3 m) und einer maximalen Tiefe von ca. 1,5 m auf, um negative Auswirkungen weiterer 



Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (SaP) 
zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen Seite 43 

 

Extremsommer möglichst ausschließen zu können, er ist an den Rändern flach auslaufend. Es ist eine 
natürliche Grundwasserspeisung oder Speisung durch Sickerfassung möglich. Sollte eine Zuleitung aus der 
Sickerfassung erfolgen so ist eine Rückstausicherung einzubauen. In den Bereichen um den Teich (ca. 1 –
 5 m) sollte nur lückige Vegetation vorhanden sein und ein höherer Bewuchs verhindert werden. Ideal ist die 
Ausführung durch Verdichtung sowie Kies- / Sandflächen. Außerdem werden entlang des Ufers größere 
Steine mit plattigen Formen drapiert, um Larven ausreichend Versteckstrukturen bieten zu können. 

 

 
Abb. 11: FCS-Maßnahme FCS 3, Flst. Nr. 2756, Gemarkung Rielingshausen 
 

 

 
Abb. 12: Flst. Nr. 2756, Gewann Sulzbachtal, Gemarkung Rielingshausen 

 

Um der Wechselkröte auch im unmittelbaren Umfeld des angelegten Teiches ausreichend Versteck-
strukturen zu bieten, werden auf dem Flst. Nr. 2756 randlich des Teiches insgesamt drei Steinhaufen 
angelegt. Die Steinhaufen weisen eine Größe von ca. 2 m² auf und werden kreisförmig angelegt. Die 
Basis der Steinhaufen reicht bis in die obere Bodenschicht, sodass neben Tagesversteckstrukturen auch 
frostsichere Winterquartiere für die Wechselkröte geschaffen werden.  
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Abb. 13: Beispiel Biotopgestaltung Wechselkröte, Energie- und Technologiepark Marbach am Neckar 

 

Um der Wechselkröte möglichst optimale Habitatstrukturen zu bieten, wird um die Steinhaufen auf dem 
Flst. Nr. 2756 ein ca. 1 m breiter Sandkranz angelegt. Dieser bietet für Wechselkröten – unmittelbar 
neben den (frostsicheren) Versteckstrukturen in Hohlräumen zwischen Steinen – auch Möglichkeiten zum 
selbstständigen Eingraben in sandigem Substrat. Um ein möglichst einfaches Eingraben zu ermöglichen, 
wird reiner Sand verwendet, da das Habitatelement – im Gegensatz zu den Erd-/Sandlinsen – aus-
schließlich für die Wechselkröte angelegt wird. Darüber hinaus dient die Sandlinse als lückigere Habitat-
struktur innerhalb der Wiese des Flst. Nr. 2756.  

Die verbleibenden Bereiche der Grünlandflächen – in welchen keine Habitatelemente hergestellt werden 
– sowie die umliegenden Gehölzflächen müssen im Rahmen der Maßnahmenumsetzung erhalten 
werden. Sie bieten der Wechselkröte bereits unmittelbar zur Fertigstellung der Gesamtmaßnahme 
geeignete Deckungsmöglichkeiten. Aufgrund der Wüchsigkeit der Wiesenbereiche sind diese – neben 
den jährlichen Pflegemaßnahmen der mageren Gras-/Krautvegetation bzw. Staudensäume – unter Aus-
sparung von Altgrasbereichen – an drei Zeitpunkten im Jahr zu mähen. 

Die Maßnahmenfläche liegt innerhalb des 1.000 m - Suchraum des Biotopverbunds mittlere Standorte. 

 
Anlage von Landlebensräumen für die Wechselkröte 
Auf dem Flst. Nr. 2868, Gewann Bei der Kelter auf der Gemarkung Rielingshausen sind derzeit aus-
schließlich als Acker genutzte Flächen in einer Größe von ca. 4.945 m² in eine Ackerbrache umzu-
wandeln bzw. Blühstreifen anzulegen (MAUERMANN et. al., 2019). Dies entspricht dem Flächenbedarf 
für die entfallenden Landlebensräume der Wechselkröte. Die Bewirtschaftung erfolgt extensiv, ein 
Umbruch erfolgt außerhalb der Überwinterungszeiten der Amphibien. Durch die räumliche Nähe zu den 
neu geschaffenen, vorbeschriebenen Ersatzhabitaten wird ein optimaler ganzjährig nutzbarer Lebens-
raum für die Wechselkröte geschaffen.  

Die Maßnahmenfläche liegt im Westen innerhalb des Kernraum und im Osten innerhalb des 500 m – 
Suchraum des Biotopverbunds mittlere Standorte sowie im Osten innerhalb des Kernraum des Biotop-
verbunds feuchte Standorte. 

Die Lage und Abgrenzung der Maßnahme ist in Abb. 10 dargestellt.  
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Abb. 14: Flst. Nr. 2868, Gewann Bei der Kelter, Gemarkung Rielingshausen im Mai 2019 
 

 
Abb. 15: Flst. Nr. 2868, Gewann Bei der Kelter, Gemarkung Rielingshausen im Juli 2019 
 

 
Abb. 16: Flst. Nr. 2868, Gewann Bei der Kelter, Gemarkung Rielingshausen im September 2019 
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9.3.6 FCS-Maßnahme FCS 4 
9.3.6.1 Konflikt: Tötung oder Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG)  
Bau- und anlagebedingte Tötung oder Verletzung der Wechselkröte im Plangebiet. Betroffene Art: 
Wechselkröte (Bufo viridis). 

9.3.6.2 Maßnahme: Abfang und Umsiedlung der Wechselkröte 
Ein Fang und eine Umsiedlung der sich im Eingriffsbereich befindlichen Wechselkröten auf die neu ange-
legten Ersatzhabitate (FCS-Maßnahme FCS 3 - Anlage von Ersatzhabitaten (Laichgewässer) und von 
Landlebensräumen für die Wechselkröte) auf das Flst. Nr. 2756, Gemarkung Rielingshausen darf erst 
erfolgen, wenn diese ihre ökologische Funktion erfüllen. 

Zur Vermeidung einer möglichen Tötung oder Verletzung der Wechselkröte sind Amphibienschutz- bzw. 
Fangzäune an den in der Abb. 10 dargestellten Bereichen im Zeitraum von März bis September anzu-
bringen. In einem Abstand von ca. 10 m sind beidseitig der Zäune bodeneben Fangeimer einzugraben. 
Weiterhin sind in diesen Bereichen anwandernde Tiere abzufangen und in die Maßnahmenflächen auf Flst. 
Nr. 2756 zu verbringen.  

Die Fangeimer sind mit einer Ausstiegshilfe (z.B. Aststücke, schmale Holzlatten) auszustatten, damit 
Kleinsäugern und Reptilien ein Entweichen möglich ist.  
Zum Schutz vor Prädatoren und als Versteckmöglichkeit für die Amphibien ist der Bodengrund mit einer 
ca. 10 cm starken Laubschicht zu bedecken.  
Der Wasserabfluss aus den Fangeimern ist zu gewährleisten, indem mehrere ca. 10 - 15 mm große 
Löcher in den Boden der Fangeimer gebohrt werden.  
Gegebenenfalls ist bei wasserundurchlässigen Böden dafür zu sorgen, dass kein Wasserstau/Rückstau 
in die Eimer entsteht. In diesem Fall sind unter den Fangeimern entsprechende Vermeidungs-
maßnahmen zu treffen (z.B. durch Schaffung von Hohlräumen mittels Erdbohrer, Drainagen). 

Zur Erhöhung der Fängigkeit von Wechselkröten und Zauneidechsen sind auf den Eingriffsflächen zusätz-
lich künstliche Verstecke auszubringen, die neben der regelmäßigen Kontrolle der Fangeimer und bei den 
jeweiligen Abfangterminen für die Zauneidechsen zu kontrollieren sind. Hier aufgefundene Kreuzkröten 
und Zauneidechsen sind ebenfalls umzusiedeln. Auch natürlich vorkommende Versteckstrukturen auf den 
Eingriffsflächen sind gezielt zu kontrollieren. 

Die ausgebrachten Fangeimer sind mindestens einmal täglich zu kontrollieren. Zu Zeiten erhöhter 
Wanderbewegungen der Wechselkröten bei Bedarf auch häufiger. Soweit die Umsiedlungs- bzw. 
Kontrollintervalle für einen längeren Zeitraum ruhen müssen (z.B. ungünstige Witterungsbedingungen) 
sind die Fangeimer entsprechend zu verschließen.  

In den Fangeimern befindlicher Beifang von Amphibien, Reptilien, Säugetieren, Insekten etc. ist ebenfalls 
von der Eingriffsfläche zu bergen und mit auf die Ersatzhabitatflächen zu verbringen. 

Zur Vermeidung von Tötungen durch das Baugeschehen sowie um eine Wiederbesiedelung zu ver-
hindern wird um den kompletten abgesammelten Bereich ein Amphibienschutzzaun, mit Eingraben der 
unteren Enden in den Boden errichtet.  
Außerdem wird eine Umweltbaubegleitung eingerichtet. Solange kein Baubeginn stattfindet, müssen 
trotzdem regelmäßige Begehungen der bereits abgesammelten Flächen durchgeführt werden, da o.g. 
Zaun erfahrungsgemäß nicht 100% dicht gehalten werden kann.  

Die Reptilienschutzzäune bzw. Fangzäune auf den Eingriffsflächen müssen so lange bestehen bleiben, 
bis aktiv mit Bauarbeiten begonnen wird, um eine Wiederbesiedelung der Eingriffsbereiche aus dem 
Umfeld zu verhindern. Ihre Funktionsfähigkeit ist für die Dauer der Aufstellung regelmäßig durch die 
Umweltbaubegleitung zu kontrollieren. Die Zäune sind bei Bedarf freizumähen. Soweit notwendig sind 
auch dauerhafte Schutzzäune zu errichten und zu unterhalten. 

Auf der Eingriffsfläche ist so lange abzufangen bis über mindestens drei Fangtage im Abstand von zwei 
Tagen keine Tiere mehr gefangen werden. Erst danach kann der Eingriffsbereich durch die Umweltbau-
begleitung freigegeben werden. 

Der auf den Eingriffsflächen notwendige Oberbodenabtrag ist durch die Umweltbaubegleitung zu be-
gleiten. Vorhandene künstliche und natürliche Versteckstrukturen sind unmittelbar im Vorfeld zu entfernen 
und gezielt zu kontrollieren. Auch im Rahmen des Oberbodenabtrags vorgefundene Individuen von 
Zauneidechse und Wechselkröte sowie weiterer wertgebender Beifang sind von der Eingriffsfläche zu 
evakuieren und umzusiedeln. 
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Nach vollständiger Umsetzung der o.g. artenschutzrechtlichen Maßnahmen hat der Vorhabenträger der 
unteren und der höheren Naturschutzbehörde unaufgefordert einen Abschlussbericht vorzulegen, in dem 
das Ergebnis der naturschutzfachlichen Bauüberwachung und die Umsetzung der Maßnahmen, die An-
zahl der umgesetzten Tiere - getrennt nach Art, Geschlecht und Alter - sowie aufgetretene Probleme 
dokumentiert sind. 

 

Monitoring 
Im Rahmen der Erfolgskontrolle ist ein alljährliches Monitoring erforderlich (zur Dauer siehe nachfolgender 
Punkt). Das Monitoring umfasst eine jährliche Bestandsaufnahme der Maßnahmenfläche (Vegetations-
entwicklung und Bestand Wechselkröten). Im Zuge des Monitorings wird die vollständige Funktions-
fähigkeit der Maßnahmen für die Wechselkröten überprüft. Die Ergebnisse des Monitorings sind in einem 
Bericht zu dokumentieren. Der Bericht muss über Populationsgröße und -struktur, Habitatstruktur und 
eventuelle Beeinträchtigungen Aufschluss geben sowie bei fehlender Erreichung der Funktionsfähigkeit 
der Maßnahmen Lösungsmöglichkeiten aufzeigen. Der Bericht ist der höheren Naturschutzbehörde bis 
spätestens 31.12. eines jeden Jahres unaufgefordert zur Prüfung und der unteren Naturschutzbehörde zur 
Kenntnis vorzulegen. 

Grundsätzlich ist ein mindestens fünf jähriges Monitoring erforderlich. Das Monitoring kann erst beendet 
werden, wenn am Aussetzungsort die Anzahl der Individuen und die Populationsstruktur den Verhältnissen 
am Fangort vor der Umsetzung entspricht. Der Zielbestand ist mindestens die Anzahl der geschätzten 
Individuen bei der Erfassung, nicht die Anzahl der umgesiedelten Individuen. Sind bei der Umsiedlung 
mehr Individuen als zuvor geschätzt umgesiedelt worden, so gilt diese Anzahl als Zielbestand.  

Das Monitoring für die Wechselkröte kann erst beendet werden, wenn sich am Aussetzungsort eine 
stabile Population mit einer natürlichen Alters- und Geschlechterstruktur etabliert hat. 

Nach Ablauf des 3- bzw. 5-jährigen Monitorings wird auf Grundlage der bis dahin zusammengetragenen 
Ergebnisse mit der höheren Naturschutzbehörde erörtert, ob eine Fortsetzung des Monitorings erforderlich ist. 

Für das Monitoring ist mindestens eine Erfassung adulter Rufer der Wechselkröte, eine mindestens zwei-
malige Erfassung von Laichschnüren sowie eine mindestens zweimalige Erfassung von Metamorphlingen 
zu den jeweils hierfür relevanten Zeiten durchzuführen. 

Sollte sich im Zuge des Monitorings herausstellen, dass weniger Tiere als erforderlich nachgewiesen 
werden können, so sind die im Zuge eines Risikomanagementes ergänzende Maßnahmen umzusetzen. 
Die entsprechenden Maßnahmen sind rechtzeitig und vor Maßnahmenumsetzung mit der höheren Natur-
schutzbehörde abzustimmen. 

Eine dauerhafte rechtliche Sicherung der erforderlichen Ersatzflächen auf den Flste. Nrn. 2868 und 2756, 
Gemarkung Rielingshausen hat zu erfolgen. 

 

 

10 Gutachterliches Fazit nach Umsetzung der FCS-Maßnahmen  
Nach vollständiger Umsetzung der vorgesehenen FCS-Maßnahmen kann eine Verschlechterung des 
Erhaltungszustands der Populationen für die Zauneidechse (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG; bei FFH-
Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) vermieden werden. Der Verlust von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten wird über die FCS-Maßnahmen FCS 1 und FCS 2 sowie FCS 3 und FCS 4 kompensiert. 
Eine Tötung oder Verletzung von Individuen der Art wird über den Fang und die Umsiedlung in die neu 
geschaffenen Ersatzhabitate vermieden. Zur Kontrolle der Wirksamkeit der Maßnahmen ist ein dauerhaftes 
Monitoring erforderlich. 

Nach vollständiger Umsetzung der dargestellten Maßnahmen ist demnach nicht mit einer Ver-
schlechterung des ungünstigen Erhaltungszustand der lokalen bzw. regionalen Populationen der Zaun-
eidechse bzw. der Wechselkröte, als Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, zu rechnen, noch wird die 
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustands der lokalen und regionalen Populationen 
behindert. Das Vorhaben ist daher zulässig.  
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12 Anhang 
"Protokoll einer artenschutzrechtlichen Prüfung bei Vorhaben und Planungen nach §§ 44, 45 Abs. 7 
BNatSchG" gemäß Formblätter Land Baden-Württemberg: 

 

- Vögel: 

- Gilde der Baumfreibrüter (Amsel, Grünfink und Stieglitz) 

- Gilde der Buschfreibrüter (Goldammer, Mönchsgrasmücke und Zilpzalp) 

- Gilde der Baumhöhlenbrüter (Bachstelze, Blaumeise und Kohlmeise) 

- Gilde der Bodenbrüter (Feldlerche) 

- Gilde der Röhrichtbrüter (Sumpfrohrsänger und Teichrohrsänger) 

 

- Fledermäuse 

- Gilde der baumhöhlenbewohnenden Fledermäuse (Wasserfledermaus sowie weitere potenzielle 
baumhöhlenbewohnenden Arten) 

- Gilde der gebäudebewohnenden Fledermäuse (Kleine und Große Bartfledermaus und 
Zwergfledermaus sowie weitere potenzielle gebäudebewohnenden Arten) 

 

- Amphibien: 

- Wechselkröte (Bufo viridis) 

 

- Reptilien: 

- Zauneidechse (Lacerta agilis) 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach 
am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser im 
Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Gilde der  
Baumfreibrüter: 

Amsel 
Grünfink 
Stieglitz 
 

 
 

Turdus merula 
Carduelis chloris 
Carduelis carduelis 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 
3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 

Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Die genannten Arten sind als Baumfreibrüter einzustufen. Der Erhaltungszustand ist für die Arten als günstig 
einzustufen bei jeweils stabilen Beständen. Die Arten sind landesweit verbreitet und häufig bis sehr häufig 
(BAUER ET AL., 2016). 
 

 3 Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen. 
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 
3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die vorgenannten Arten wurden im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 
2019) als Brutvogelarten nachgewiesen. 
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 

 
  

 

3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Arten ist als günstig einzustufen. 
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3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 

4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt gegeben.  
Betroffen ist hierbei ein Brutpaar der Amsel (anlagebedingter Brutplatzverlust).  
Jeweils eine Brutstätte von Grünfink und Stieglitz wird ggfs. randlich bauzeitlich 
bedingt beeinträchtigt. 

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 
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f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 

 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
 

 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  
 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 

 Aufgrund des Vorhandenseins von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann eine Tötung 
oder Verletzung von Individuen der Arten nicht vollständig ausgeschlossen werden.  

 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
  
 Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die genannten 

Arten nicht vollständig auszuschließen. 
 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 

 
Eine Tötung oder Verletzung ist bei Rodung von besiedelten Gehölzbereichen nicht 
vollständig auszuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht. 
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 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 

 
c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der Arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten ist nicht vollständig auszuschließen, auch wenn 
die Störungsempfindlichkeit der Arten als gering einzustufen ist. Dies ergibt sich aus der 
regelmäßigen Nutzung des Plangebietes auch als Nahrungshabitat der Arten. Die Störung 
ist jedoch nicht erheblich. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

  
 4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  

 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
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a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 
  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 
 
b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 

  
 4.5 Kartografische Darstellung  

Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 
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5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen:      . 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen       dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 Satz 
2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

                  

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-
halten werden? 

   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 
der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Mar-
bach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser 
im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Gilde der  
Buschfreibrüter:  

Goldammer 
Mönchsgrasmücke 
Zilpzalp 
 

 
 

Emberiza citrinella 
Sylvia atricapilla 
Phylloscopus collybita 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 

3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 

Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Die genannten Arten sind als Buschfreibrüter einzustufen. Der Erhaltungszustand ist als günstig einzustufen 
bei jeweils stabilen Beständen. Die Arten sind landesweit verbreitet und häufig (BAUER ET AL., 2016). 
 

 3 Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen.  
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 

3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die vorgenannten Arten wurde im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 
2019) als Brutvogelarten nachgewiesen. 
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 

 
  

 

3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Arten ist als günstig einzustufen.  
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3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 

4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt gegeben.  
Betroffen ist hierbei ein Brutpaar der Mönchsgrasmücke  
(anlagebedingter Brutplatzverlust).  
Jeweils eine Brutstätte von Goldammer und Zilpzalp werden ggfs. randlich bauzeitlich 
bedingt beeinträchtigt. 

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten"  und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 
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Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich.  

 
f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 

 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  
 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 

 Aufgrund des Vorhandenseins von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann eine Tötung 
oder Verletzung von Individuen der Arten nicht vollständig ausgeschlossen werden.  

 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
  
 Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die genannten 

Arten nicht vollständig auszuschließen. 
 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 

 



FORMBLATT ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG VON ARTEN DES ANHANGS IV DER FFH-RL UND VON  
EUROPÄISCHEN VOGELARTEN NACH §§ 44 UND 45 BNATSCHG   Anhang Seite 14 
 

Eine Tötung oder Verletzung ist bei Rodung von besiedelten Gehölzbereichen nicht 
vollständig auszuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht. 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
 
c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der Arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten ist nicht vollständig auszuschließen, auch wenn 
die Störungsempfindlichkeit der Arten als gering einzustufen ist. Dies ergibt sich aus der 
regelmäßigen Nutzung des Plangebietes auch als Nahrungshabitat der Arten. Die Störung 
ist jedoch nicht erheblich. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

  
 



FORMBLATT ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG VON ARTEN DES ANHANGS IV DER FFH-RL UND VON  
EUROPÄISCHEN VOGELARTEN NACH §§ 44 UND 45 BNATSCHG   Anhang Seite 15 
 
 

4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  
 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 
a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 
  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 
 
b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
  

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 

  
 4.5 Kartografische Darstellung  

Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 
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5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen:      . 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen       dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 
Satz 2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

                  

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-
halten werden? 

   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 
der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Mar-
bach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser 
im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Gilde der  
Baumhöhlenbrüter  

Bachstelze 
Blaumeise 
Kohlmeise  
 
 

 
 

Motacilla alba 
Parus caeruleus 
Parus major  
 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 

3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 

Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Die genannten Arten sind als Baumhöhlenbrüter einzustufen. Der Erhaltungszustand ist für die Arten als 
günstig einzustufen bei jeweils stabilen Beständen. Die Arten sind landesweit verbreitet und häufig (BAU-
ER ET AL., 2016). 
 

 3 Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen.  
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 

3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die vorgenannten Arten wurde im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 
2019) als Brutvogelarten nachgewiesen. 
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 

 
  

 

3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Arten ist als günstig einzustufen.  
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3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 
4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt gegeben.  
Betroffen ist hierbei jeweils ein Brutpaar von Bachstelze, Blaumeise und Kohlmeise  
(anlagebedingter Brutplatzverlust).  

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten", V 3 "Festlegung des Zeitraumes der 
Abbrucharbeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und 
Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 
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f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 

 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Der Verlust der Bruthabitate von Bachstelze, Blaumeise und Kohlmeise wird durch die 
CEF-Maßnahme CEF 1 "Anbringen von Nistkästen" vorgezogen kompensiert.  
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  
 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 

 Aufgrund des Vorhandenseins von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann eine Tötung 
oder Verletzung von Individuen der Arten nicht vollständig ausgeschlossen werden.  

 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
  
 Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die genannten 

Arten nicht vollständig auszuschließen. 
 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 
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Eine Tötung oder Verletzung ist bei Rodung von besiedelten Gehölzbereichen nicht 
vollständig auszuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht. 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
 
c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten", V 3 "Festlegung des Zeitraumes der 
Abbrucharbeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und 
Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der Arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten ist nicht vollständig auszuschließen, auch wenn 
die Störungsempfindlichkeit der Arten als gering einzustufen ist. Dies ergibt sich aus der 
regelmäßigen Nutzung des Plangebietes auch als Nahrungshabitat der Arten. Die Störung 
ist jedoch nicht erheblich. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten", V 3 "Festlegung des Zeitraumes der 
Abbrucharbeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und 
Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
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 4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  

 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 
a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 
  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 
 
b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
  

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 
  

 4.5 Kartografische Darstellung  
Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 

 



FORMBLATT ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG VON ARTEN DES ANHANGS IV DER FFH-RL UND VON  
EUROPÄISCHEN VOGELARTEN NACH §§ 44 UND 45 BNATSCHG   Anhang Seite 25 
 
 

5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen:      . 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen       dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 
Satz 2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

                  

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-
halten werden? 

   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 
der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Mar-
bach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser 
im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Gilde der  
Bodenbrüter:  

Feldlerche 
 

 
 

Alauda arvensis 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 

3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 

Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Die Feldlerche ist als Bodenbrüter einzustufen. Der Erhaltungszustand ist für die Art als ungünstig einzustufen 
bei stark rückläufigen Beständen. Die Art ist landesweit verbreitet und mäßig häufig (BAUER ET AL., 2016). 
 

 3 Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen.  
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 

3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die Feldlerche wurde im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 2019) als 
Brutvogelart nachgewiesen. 
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 

 
  

 

3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung; 
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Feldlerche ist als ungünstig einzustufen.  
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3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 

4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt gegeben.  
Betroffen ist hierbei ein Brutpaar der Feldlerche 
(anlagebedingter Brutplatzverlust). 

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 
"Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 
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f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 

 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Der Verlust des Bruthabitats der Feldlerche wird durch die Anlage einer Buntbrache 
(CEF-Maßnahme CEF 2) vorgezogen kompensiert.  
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  

 4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 

 Aufgrund des Vorhandenseins von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann eine Tötung 
oder Verletzung von Individuen der Art nicht vollständig ausgeschlossen werden.  

 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
  
 Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die genannte Art 

nicht vollständig auszuschließen. 
 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 
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Eine Tötung oder Verletzung ist bei Rodung von besiedelten Gehölzbereichen nicht aus-
zuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht. 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
 
c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 
"Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der Arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten ist nicht vollständig auszuschließen, auch wenn 
die Störungsempfindlichkeit der Arten als gering einzustufen ist. Dies ergibt sich aus der 
regelmäßigen Nutzung des Plangebietes auch als Nahrungshabitat der Arten. Die Störung 
ist jedoch nicht erheblich. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 
"Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

  
 

 4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  
 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 



FORMBLATT ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG VON ARTEN DES ANHANGS IV DER FFH-RL UND VON  
EUROPÄISCHEN VOGELARTEN NACH §§ 44 UND 45 BNATSCHG   Anhang Seite 33 
 

a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  
oder zerstört?  ja   nein 

  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 
 
b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
  

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 

  
 4.5 Kartografische Darstellung  

Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 
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5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen:      . 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen       dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 
Satz 2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

                  

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-
halten werden? 

   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 
der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Mar-
bach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser 
im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Gilde der  
Gewässerbrüter: 

Sumpfrohrsänger 
Teichrohrsänger 
 

 
 

Acrocephalus palustris
Acrocephalus 
scirpaceus 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 
3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 
Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Die genannten Arten sind als Röhrichtbrüter einzustufen. Der Erhaltungszustand ist für die Arten als noch günstig 
einzustufen bei stabilen Beständen. Die Arten sind landesweit verbreitet und mäßig häufig (BAUER ET AL., 2016). 
 

 3 Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen. 
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 
3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die vorgenannten Arten wurden im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 
2019) als Brutvogelarten nachgewiesen. 
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 
welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 

 
  

 

3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung; 
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Arten ist als noch günstig einzustufen. 
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3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 
4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Sumpfrohrsänger und Teichrohrsänger 
ist projektbedingt nicht gegeben  
 

b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-
digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 

 
f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 
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g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
 

 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  
 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 

 Aufgrund des Vorhandenseins von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann eine Tötung 
oder Verletzung von Individuen der Arten nicht vollständig ausgeschlossen werden.  

 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
  
 Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die genannten 

Arten nicht vollständig auszuschließen. 
 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 

 
Eine Tötung oder Verletzung ist bei Rodung von besiedelten Habitaten nicht vollständig 
auszuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht. 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
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c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Habitatflächen vor möglichen baubedingten Beeinträchtigungen", V 2 "Festlegung von 
Rodungszeiten", V 5 "Umweltbaubegleitung" und die Schutzzäune im Rahmen der 
FCS-Maßnahme FCS 2 können Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der Arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten ist nicht vollständig auszuschließen, auch wenn 
die Störungsempfindlichkeit der Arten als gering einzustufen ist. Dies ergibt sich aus der 
regelmäßigen Nutzung des Plangebietes auch als Nahrungshabitat der Arten. Die Störung 
ist jedoch nicht erheblich. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Habitatflächen vor möglichen baubedingten Beeinträchtigungen", V 2 "Festlegung von 
Rodungszeiten", V 5 "Umweltbaubegleitung" und die Schutzzäune im Rahmen der 
FCS-Maßnahme FCS 2 können Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

  

 
4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  
 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 
a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 
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 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 
 
b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 
d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
  

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 
  
 4.5 Kartografische Darstellung  

Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 
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5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen:      . 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen       dargestellt. 
 

  
 

 
5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 Satz 

2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 
 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

   

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-
halten werden? 

   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 
der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach 
am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser im 
Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Gilde der  
baumhöhlen-
bewohnenden Fle-
dermäuse: 

Wasserfledermaus 
u.a. 
 

 
 
 
 

Myotis daubentonii 
 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 

3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 

Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Die Wasserfledermaus gilt als überwiegend baumhöhlenbewohnende Art. 
 
Der Erhaltungszustand ist für die Art als günstig einzustufen bei stabilen Beständen. Die Art ist teilweise 
landesweit mäßig verbreitet und als mäßig häufig einzustufen (BRAUN & DIETERLEN 2003). 
 

 3 Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen. 
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 
3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die vorgenannte Art wurde im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 2019) 
nachgewiesen. 
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 

 
  

 

3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Arten ist nicht abzuschätzen. 
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3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 
4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt nicht auszuschließen 
(anlagebedingter Verlust).  
Randlich sind bauzeitlich bedingte Beeinträchtigungen nicht vollständig auszuschließen 
(Verlust des Nahrungshabitats, potenzielle Ruhestätten im Planbereich). 

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 
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f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 

 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Der Verlust der Fortpflanzungs- und Ruhestätten wird durch die CEF-Maßnahme 
CEF 1 "Anbringen von Nistkästen" vorgezogen kompensiert. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
 

 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  
 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 

 Aufgrund des Vorhandenseins von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann eine Tötung 
oder Verletzung von Individuen der Arten nicht vollständig ausgeschlossen werden.  

 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
  
 Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die genannten 

Arten nicht vollständig auszuschließen. 
 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 
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Eine Tötung oder Verletzung ist bei Rodung von besiedelten Gehölzbereichen nicht 
vollständig auszuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht. 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 

 
c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der Arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten ist nicht vollständig auszuschließen, auch wenn 
die Störungsempfindlichkeit der Arten als gering einzustufen ist. Dies ergibt sich aus der 
regelmäßigen Nutzung des Plangebietes auch als Nahrungshabitat der Arten. Die Störung 
ist jedoch nicht erheblich. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 1 "Schutz vorhabensbedingt nicht entfallender 
Gehölze", V 2 "Festlegung von Rodungszeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können 
Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
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 4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  

 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 
a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 
  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 
 
b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
  

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 
  

 4.5 Kartografische Darstellung  
Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 
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5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen:      . 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen       dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 Satz 
2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

                  

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-
halten werden? 

   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 
der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach 
am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser im 
Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Gilde der  
gebäude-
bewohnenden  
Fledermäuse: 

Kleine Bartfledermaus 
Große Bartfledermaus  
Zwergfledermaus 
u.a. 

 
 
 
 

Myotis mystacinus  
Myotis brandtii 
Pipistrellus pipistrellus
 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 
3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 
Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Kleine und Große Bartfledermaus und Zwergfledermaus gelten als überwiegend gebäudebewohnende Arten. 
 
Der Erhaltungszustand ist für die Arten als ungünstig bis unzureichend bzw. günstig einzustufen bei jeweils 
stabilen Beständen. Die Arten sind teilweise landesweit verbreitet und als selten bis häufig einzustufen 
(BRAUN & DIETERLEN 2003). 
 

 3 Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen. 
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

 
3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die vorgenannten Arten wurden im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 
2019) nachgewiesen. 
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 

 
  

 

3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Arten ist nicht abzuschätzen. 
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3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG           
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 
4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt vollständig auszu-
schließen (anlagebedingter Verlust).  
Randlich sind bauzeitlich bedingte Beeinträchtigungen nicht vollständig auszuschließen 
(Verlust des Nahrungshabitats). 

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 3 "Festlegung des Zeitraumes der Abbruch-
arbeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und Störungen 
vermieden werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 
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f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 

 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
 

 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  
 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 
 

 Eine Tötung oder Verletzung von Individuen der Arten kann ausgeschlossen werden, 
da keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten vorhanden sind.  

 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
  
 Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die genannten 

Arten auszuschließen. 
 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
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c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 3 "Festlegung des Zeitraumes der Abbruch-
arbeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und Störungen 
vermieden werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der Arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten ist nicht vollständig auszuschließen, auch wenn 
die Störungsempfindlichkeit der Arten als gering einzustufen ist. Dies ergibt sich aus der 
regelmäßigen Nutzung des Plangebietes auch als Nahrungshabitat der Arten. Die Störung 
ist jedoch nicht erheblich. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahmen V 3 "Festlegung des Zeitraumes der Abbruch-
arbeiten" und V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen und Störungen 
vermieden werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

  
 

4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  
 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 
a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 
  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
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 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 
 
b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 

 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 
 

 
  

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 

  
 4.5 Kartografische Darstellung  

Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte erfolgen. 

 
 

5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
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Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen:      . 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen       dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 Satz 
2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

                  

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-
halten werden? 

   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 
der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Mar-
bach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser 
im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Wechselkröte Bufo viridis   0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

 



FORMBLATT ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG VON ARTEN DES ANHANGS IV DER FFH-RL UND VON  
EUROPÄISCHEN VOGELARTEN NACH §§ 44 UND 45 BNATSCHG   Anhang Seite 65 
 

 
1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 

3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 
Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Die Wechselkröte ist ein Bewohner halboffener, steppenartiger Landschaften, aufgelassener Kiesgruben und 
Abbauflächen, sandigen Ackerflächen, Truppenübungsplätzen und Weinbergen. Vegetationsarme Stillge-
wässer mit flachen Ufern sind typische Laichgewässer, aber auch Garten- und Parkteiche, Regenrückhalte-
becken und Steinbruchteiche werden gerne genutzt. Sie ist eine typische Pionierart, die Gewässer spontan 
besiedelt 
 

 3  Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen. 
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

  

 

3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die Wechselkröte wurde im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 2019) 
nachgewiesen. 
 
Nach den vorliegenden Ergebnissen der tierökologischen Erfassungen kann von ca. 5-10 Individuen im 
Untersuchungsgebiet ausgegangen werden. Die Populationsgröße wird vorsichtig auf etwa 10-30 Individuen 
geschätzt. Die Vorkommen weisen eine lokale Bedeutung auf.  
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 
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3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Die lokale Population wird vorsichtig auf etwa 10-30 Individuen geschätzt. Der Erhaltungszustand der Art ist 
als ungünstig bis unzureichend einzustufen. 
 
 

3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 

4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt gegeben 
(anlagebedingter Verlust). 

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen 
unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 

Es ist von einer anlagebedingten Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
auszugehen. 

 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 

Es ist von einer anlagebedingten Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
auszugehen. 

 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 
Durch die Vermeidungsmaßnahme V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen 
und Störungen minimiert werden, allerdings nicht vollständig ausgeschlossen werden. 
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Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 
 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 

 
f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 
 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
Eine anlagebedingte Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist nicht 
vollständig auszuschließen. 
 

 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  

 

4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben ausge- 
henden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
 Eine anlagebedingte Tötung oder Verletzung ist zu erwarten, da die Lebensstätten der 

Art vollständig im Eingriffsbereich liegen. 
 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
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Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die Art nicht 
vollständig auszuschließen. 

 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 

 
Eine Tötung oder Verletzung ist bei der Baufeldfreimachung / Oberbodenantrag 
nicht auszuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
 
c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahme V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen 
und Störungen minimiert werden, allerdings nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 

4.3  Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der angrenzenden Bestände der Arten ist nicht vollständig 
auszuschließen. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahme V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen 
und Störungen minimiert werden, allerdings nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
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 4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  

 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 
a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 
  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 

 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 
 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 

f) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 
  
 4.5 Kartografische Darstellung  

Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte 
 erfolgen. 
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5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt 
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen: siehe Kapitel 3.1 "Zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses ein-
schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art", STADT MARBACH AM NECKAR (2022). 
 

  

 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Siehe Antrag auf Genehmigung der artenschutzrechtlichen Ausnahme, Kapitel 3.2 "Zumutbare Alternativen", 
STADT MARBACH AM NECKAR (2022) vom 07.02.2022. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen, siehe STADT MARBACH 
AM NECKAR (2022) dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 
Satz 2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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      Der Erhaltungszustand der betroffenen 
lokalen Population ist als ungünstig bis 
unzureichend einzustufen. 

Der Erhaltungszustand der Population auf Landes-
ebene ist als ungünstig bis unzureichend einzu-
stufen. 

 

  
b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

      Da mit einem vollständigen Verlust der Be-
stände im Untersuchungsgebiet zu rechnen 
ist, ist auch eine Verschlechterung des Er-
haltungszustandes der lokalen Population 
gegeben. 

Für den Erhaltungszustand der Art im natürlichen 
Verbreitungsgebiet ist weiterhin ein ungünstiger bis 
unzureichender Erhaltungszustand anzunehmen.  

 

Über die Sicherungsmaßnahmen FCS 4 "Abfang 
und Umsiedlung der Wechselkröte" sowie FCS 3 
"Anlage von Ersatzhabitaten (Laichgewässer) und 
von Landlebensräumen für die Wechselkröte" ist 
für den Erhaltungszustand der Art auf regionaler 
Ebene keine Verschlechterung zu erwarten.  

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      
 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  

 
 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen: Spezielle artenschutzechtliche Prüfung (WERKGRUPPE 
GRUEN (2022). 

  
 Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-

halten werden? 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 
FCS-Maßnahmen FCS 3 "Anlage von Ersatzhabitaten (Laichgewässer) und von Landlebensräu-
men für die Wechselkröte" und FCS 4 "Abfang und Umsiedlung der Wechselkröte". 
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen: Spezielle artenschutzechtliche Prüfung 
(WERKGRUPPE GRUEN (2022). 

 
bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 

der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen: Spezielle artenschutzechtliche Prüfung  
(WERKGRUPPE GRUEN (2022). 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
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Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung von Arten  
des Anhangs IV der FFH-RL und von Europäischen Vogelarten  

nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) 
 

Stand: Mai 2012 
  
 Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen 
 
Hinweise:  

− Dieses Formblatt ersetzt nicht die erforderliche fachgutachterliche Prüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände und ggf. die Begründung der Ausnahmevoraussetzungen.  

− Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung gilt nur für die Arten des Anhangs IV der FFH-RL, die Europäi-
schen Vogelarten und die Verantwortungsarten. Die übrigen besonders geschützten Arten sind im Rahmen 
der Eingriffsregelung nach §§ 14 ff BNatSchG (vgl. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) bzw. in der Bauleitpla-
nung nach § 18 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. BauGB abzuarbeiten. 

− Mit diesem Formblatt wird das Vorhaben bzw. die Planung nur auf eine betroffene Art (bzw. Gilde bei Euro-
päischen Vogelarten) geprüft. Sind mehrere europarechtlich geschützte Arten betroffen, sind jeweils geson-
derte Formblätter vorzulegen. Eine Aussage, ob das Vorhaben bzw. die Planung insgesamt artenschutz-
rechtlich zulässig ist, kann nur im Rahmen der erforderlichen fachgutachterlichen Gesamtprüfung erfolgen. 

− Auf die Ausfüllung einzelner Abschnitte des Formblatts kann verzichtet werden, wenn diese im konkreten 
Einzelfall nicht relevant sind (z.B. wenn eine Ausnahmeprüfung nach Ziffer 5 nicht erforderlich ist). 

 

1. Vorhaben bzw. Planung 

Kurze Vorhabens- bzw. Planungsbeschreibung. 
 
Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen 
 
Für die saP relevante Planunterlagen:  

− Übersichtsbegehung Artenschutz und Habitatpotenzialanalyse zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Mar-
bach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019A).  

− Tierökologisches Gutachten zum Bebauungsplan „Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2019B).  

− Übersichtsbegehung Artenschutz mit Gebäudebegehung und Habitatpotenzialanalyse „Gewächshäuser 
im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2020). 

− Tierökologisches Gutachten – „Erfassung der Feldlerchenbestände (Erstbrut)“ zum Bebauungsplan „Kel-
tergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2021A).  

− Tierökologisches Gutachten „Gewächshäuser im Keltergrund“ in Marbach am Neckar, Stadtteil 
Rielingshausen (WERKGRUPPE GRUEN, 2022).  

− ZIELARTENKONZEPT BADEN-WÜRTTEMBERG (LUBW, 2022). 
 

 

2. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Art1 

 

 Art des Anhangs IV der FFH-RL 

 Europäische Vogelart2 
 
Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher  
Name  

Rote Liste Status in 
Deutschland 

Rote Liste Status in  
BaWü 

Zauneidechse Lacerta agilis   0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 

  0 (erloschen oder ver-
schollen) 

  1 (vom Erlöschen be-
droht) 

  2 (stark gefährdet) 
  3 (gefährdet) 
  R (Art geografischer 

Restriktion) 
  V (Vorwarnliste) 
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1  Es sind nur die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die Europäischen Vogelarten darzustellen, weil der Erlass einer 

Rechtsverordnung für die Verantwortungsarten gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gegenwärtig noch aussteht.  

 
2  Einzeln zu behandeln sind nur die Vogelarten der Roten Listen. Die übrigen Vogelarten können zu Gilden zusammen-

gefasst werden. 
 

 

3. Charakterisierung der betroffenen Tierart3 

 

3.1  Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 
 
Textliche Kurzbeschreibung mit Quellenangaben4. 

Insbesondere: 

− Angaben zur Art und zum Flächenanspruch bezüglich der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z. B. An-
gaben zur Reviergröße, Nistplatztreue), essentiellen Teilhabitate und Nahrungshabitate und deren 
räumliche Abgrenzung. 

− Artspezifische Empfindlichkeit gegenüber bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen des Vor-
habens. 

− Dauer der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten und Charak-
ter der in diesen Phasen beanspruchten Gebiete / Flächen. 

 
Zauneidechsen besiedeln wärmebegünstigte, lückiger bewachsene und magere Habitate so u.a. trockene 
Waldränder, Bahndämme, Heideflächen, Steinbrüche, Kiesgruben, extensiver genutzte Kleingärten und ähn-
liche Lebensräume mit einem Wechsel aus offenen, lockerbödigen Abschnitten und dichter bewachsenen 
Bereichen. In kühleren Gegenden beschränken sich die Vorkommen auf wärmebegünstigte Südböschungen. 
Bedeutsame Strukturelemente sind dabei Totholz, trockenwarme Böschungsbereiche, Natursteinmauern und 
Steinriegel (LAUFER, H., FRITZ, K. & SOWIG, P. (2007)). 
 

 3  Angaben bei Pflanzen entsprechend anpassen. 
 4 Zum Beispiel: Grundlagenwerke BaWü, Zielartenkonzept BaWü (ZAK) oder Artensteckbriefe. 

  

 

3.2  Verbreitung im Untersuchungsraum 
 

 nachgewiesen   potenziell möglich 
 
Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur: 

− Bedeutung des Vorkommens (lokal, regional, landesweit, bundesweit, europaweit), 
− Lage zum Vorhaben, 
− Art des Habitats (z.B. Brut- oder Nahrungshabitat). 

 
Die Zauneidechse wurde im Rahmen der tierökologischen Erfassungen (siehe WERKGRUPPE GRUEN, 2019) 
nachgewiesen. 
 
Nach den vorliegenden Ergebnissen der tierökologischen Erfassungen kann von einem Revier adulter männ-
licher Exemplare und von zwei Revieren adulter Weibchen ausgegangen werden. Unter Berücksichtigung des 
Korrekturfaktors nach LAUFER (2014) von 6 ergibt dies 18 Tiere. Die Vorkommen weisen eine lokale Bedeu-
tung auf.  
 
Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen, 

− welche Gegebenheiten (insb. Biotopstrukturen) für die Möglichkeit des Vorkommens der Art sprechen 
und 

− aus welchen Gründen der Nachweis des Vorkommens nicht geführt werden konnte (Worst-case-
Analysen sind allerdings nur zulässig, wenn wissenschaftliche Erkenntnislücken vorhanden sind, die 
nicht behebbar sind) bzw. nicht geführt werden muss (z.B. wenn die Art durch die Vorhabenwirkungen 
nicht in verbotsrelevanter Weise betroffen werden kann oder wenn eine Ermittlung des Artvorkommens 
unverhältnismäßig wäre, was jedoch von der zuständigen Naturschutzbehörde festzustellen wäre). 
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3.3  Abgrenzung und Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 
Kurzbeschreibung der vom Vorhaben betroffenen lokalen Population einschließlich ihrer Abgrenzung;       
Begründung des Erhaltungszustandes (Zustand der Population, Habitatqualität, Beeinträchtigungen). 
 
Die lokale Population der Zauneidechse weist einen Bestand von 18 Tieren auf. Der Erhaltungszustand der 
Art ist als ungünstig bis unzureichend einzustufen. 
 
 

3.4  Kartografische Darstellung 
Insbesondere kartografische Darstellung des Artvorkommens / der lokalen Population, der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, essentiellen Teilhabitate sowie der Nahrungshabitate5. 

5  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte er-
folgen. 

  

4. Prognose und Bewertung der Schädigung und / oder Störung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 
(bau-, anlage- und betriebsbedingt) 

 
4.1 Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
 
a) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  

beschädigt oder zerstört?   ja  nein 
 
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben 
 ausgehenden Wirkungen sowie der konkret betroffenen Fortpflanzungs- oder   
 Ruhestätten. 
 

Ein Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist projektbedingt gegeben 
(anlagebedingter Verlust). 

 
b) Werden Nahrungs- und/oder andere essentielle Teilhabitate so erheblich beschä-

digt oder zerstört, dass dadurch die Funktionsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten vollständig entfällt?   ja   nein 

 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 3. der Hinweise zu den zentralen un-
bestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  

 
 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens auf Nahrungshabitate und oder andere 
 essentielle Teilhabitate sowie Einschätzung der Rückwirkungen auf die Fortpflanzungs-  
 oder Ruhestätten. 
 

Es ist von einer anlagebedingten Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
auszugehen. 

 
c) Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch Störungen oder sonstige  
 Vorhabenwirkungen so beeinträchtigt und damit beschädigt, dass diese nicht  
 mehr nutzbar sind?   ja   nein 
 (vgl. LANA stA "Arten- und Biotopschutz": Ziffer I. 2. der Hinweise zu den zentralen  
 unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009)  
 
 Beschreibung der Auswirkungen. 
 

Es ist von einer anlagebedingten Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
auszugehen. 

 
d) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 
Durch die Vermeidungsmaßnahme V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen 
und Störungen minimiert werden, allerdings nicht vollständig ausgeschlossen werden. 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
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e)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118)  
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 
 
Die Bearbeitung der Eingriffsregelung ist im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren 
nach § 13b BauGB nicht erforderlich. 

 
f) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
  Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein 
  
 Prüfung, ob im räumlichen Zusammenhang geeignete (und nicht bereits anderweitig  
 besetzte) Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Individuen bestehen. 

 
g) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
 (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein 

 
 Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang vorgesehen sind, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement 
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 
h) Falls kein oder kein vollständiger Funktionserhalt gewährleistet werden kann:  
 Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigung/en. 

 
Eine anlagebedingte Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist nicht 
auszuschließen. 
 

 

Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird erfüllt:  
 

 ja 
  

 nein 
 

  

 
4.2  Fang, Verletzung oder Tötung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
 
a) Werden Tiere gefangen, verletzt oder getötet?  ja   nein 
 

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
Beeinträchtigungen. 

 
 Eine anlagebedingte Tötung oder Verletzung ist zu erwarten, da die Lebensstätten der 

Art vollständig im Eingriffsbereich liegen. 
 
b) Kann das Vorhaben bzw. die Planung zu einer signifikanten Erhöhung des  
 Verletzungs- oder Tötungsrisikos von Tieren führen?   ja   nein 
 
 Darstellung des signifikant erhöhten Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos.  
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Eine signifikante Erhöhung des Verletzung- bzw. Tötungsrisikos ist für die Art nicht 
vollständig auszuschließen. 

 
 Bei einem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko sind Angaben zu: 

− den artspezifischen Verhaltensweisen, 
− der häufigen Frequentierung des Einflussbereichs des Vorhabens bzw. der  

Planung und/oder 
− der Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen erforderlich. 

 
Eine Tötung oder Verletzung ist bei der Baufeldfreimachung / Oberbodenantrag 
nicht auszuschließen. Das Tötungsrisiko ist möglicherweise signifikant erhöht 

 
 Wenn nein: Begründung, warum keine signifikante Schädigung prognostiziert wird. 
 
c)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 
 

Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Bauzeitenregelung, 
Maßnahmen für kollisionsgefährdete Tierarten); ggf. Angabe der verbleibenden 
Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahme V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen 
und Störungen minimiert werden, allerdings nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
 

 
 4.3 Erhebliche Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

 
a)  Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-  

und Wanderungszeiten erheblich gestört?  ja   nein 
  

Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
ausgehenden Wirkungen (z.B. Lärm- oder Lichtimmissionen, Barriere- bzw.  
Trennwirkungen und/oder genetische Verinselung) auf die lokale Population sowie  
Darstellung und ggf. Quantifizierung von Beeinträchtigungen. 

 
Eine bauzeitbedingte Störung der angrenzenden Bestände der Arten ist nicht vollständig 
auszuschließen. 

 
b)  Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
  

Kurze Beschreibung der (ggf. vorgezogen durchzuführenden) Vermeidungs- 
maßnahmen, Angaben zur Wirksamkeit (Zeitpunkt, Plausibilität, etc.) und ggf. Angabe  
der verbleibenden Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 

 
Durch die Vermeidungsmaßnahme V 5 "Umweltbaubegleitung" können Beeinträchtigungen 
und Störungen minimiert werden, allerdings nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird erfüllt: 
  

 ja 
  

 nein 
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 4.4 Entnahme von wildlebenden Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen,  

 Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
 
a) Werden wild lebende Pflanzen entnommen oder ihre Standorte beschädigt  

oder zerstört?  ja   nein 

  
 Kurze Darstellung des Konflikts mit Benennung der wesentlichen, vom Vorhaben  
 ausgehenden Wirkungen sowie Darstellung und ggf. Quantifizierung von  
 Beeinträchtigungen. 

 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja   nein 

 Kurze Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen; ggf. Angabe der verbleibenden  
 Beeinträchtigungen bei nur teilweise möglicher Vermeidung. 
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

c)  Handelt es sich um ein/e nach § 15 BNatSchG oder § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 
 zulässige/s Vorhaben bzw. Planung (§ 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG)?   ja   nein 
 (vgl. BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10 - Rz.117 und 118) 
 

Kurze Begründung, dass die Eingriffsregelung korrekt abgearbeitet worden ist, und  
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen. 
 

d) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene  
 Ausgleichsmaßnahmen gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 2 BNatSchG)?  ja   nein

 Kurze Begründung. 
 

e) Kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
  (CEF) gewährleistet werden (§ 44 Abs. 5 Satz 4 i.V.m. Satz 3 BNatSchG)?  ja   nein

Beschreibung der Maßnahmen, die zum Funktionserhalt der Art bzw. ihrer  
Standorte vorgesehen werden können, mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen,  
−  der ökologischen Wirkungsweise,  
−  dem räumlichen Zusammenhang,  
−  Beginn und Dauer der Maßnahmen (Umsetzungszeitrahmen),  
−  der Prognose, wann die ökologische Funktion erreicht sein wird,  
−  der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen,  
−  der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
−  der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche 

Verfügbarkeit). 
 
Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 

 

f) F ll k i d k i ll tä di F kti h lt äh l i t t d k  
Der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG wird erfüllt:   
 

 ja  
 

 nein 

  
 4.5 Kartografische Darstellung  

Kartografische Darstellung der in 4.1 - 4.4 aufgeführten Konflikte sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung und / oder zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen)6. 

6  Die unter Punkt 3.4 und 4.5 erwähnten kartografischen Darstellungen können in einer gemeinsamen Karte 
 erfolgen. 
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5. Ausnahmeverfahren 

Wird im Falle der Erfüllung eines oder mehrerer Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (vgl.  
Ziffern 4.1, 4.2, 4.3 und/oder 4.4) die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt?  

 nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 ja - weiter mit Punkt 5.1 ff. 

 

 
5.1 Ausnahmegründe (§ 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG) 

 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG), 

  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG), 

 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maß-
nahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG), 

 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt       
(§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) oder 

 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher  
sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG). 

 
Zu den betreffenden Ausnahmegründen vgl. die ausführliche Begründung in den detaillierten  
Planunterlagen: siehe Kapitel 3.1 "Zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließ-
lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art", STADT MARBACH AM NECKAR (2022). 
 

  
 

5.2 Zumutbare Alternativen (§ 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG) 
 
Existieren anderweitig zumutbare Alternativen (z.B. Standort- oder Ausführungsalternativen), die in 
Bezug auf die Art schonender sind? 

 ja - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
 nein - weiter mit Pkt. 5.3. 

Bei ja: Textliche Kurzbeschreibung dieser Lösungen.  

Bei nein: Textliche Kurzbeschreibung, welche Alternativen mit welchen Ergebnissen geprüft wurden. 
 
Siehe Antrag auf Genehmigung der artenschutzrechtlichen Ausnahme, Kapitel 3.2 "Zumutbare Alternativen", 
STADT MARBACH AM NECKAR (2022) vom 07.02.2022. 
 
Die untersuchten Alternativlösungen sind in den detaillierten Planunterlagen, siehe STADT MARBACH 
AM NECKAR (2022) dargestellt. 
 

  
 

5.3 Prüfung der Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen der Art (§ 45 Abs. 7 
Satz 2 BNatSchG; bei FFH-Anhang IV Arten i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
a) Erhaltungszustand vor der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 

Art Lokal betroffene Population 
(Kurze Beschreibung des Erhaltungszustands 
der lokalen Population (Interpretation und Ei-
nordnung der Angaben unter Pkt. 3.3.); Verweis 
auf die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-
gebiet  
(Beschreibung des Erhaltungszustands der Populatio-
nen auf der übergeordneten Ebene (auf Landes- oder 
übergeordneter Populationsebene; Verweis auf die de-
taillierten Planunterlagen:      ) 
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      Der Erhaltungszustand der betroffenen 
lokalen Population ist als ungünstig bis 
unzureichend einzustufen. 

Der Erhaltungszustand der Population auf Landes-
ebene ist als ungünstig bis unzureichend einzu-
stufen. 

 

 
 
b) Erhaltungszustand nach der Realisierung des Vorhabens bzw. der Planung? 
 

Art Lokal betroffene Population 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

Populationen im natürlichen Verbreitungs-     
gebiet 
(Textliche Prognose und Wirkung; Verweis auf 
die detaillierten Planunterlagen:      ) 

      Da mit einem vollständigen Verlust der Be-
stände im Untersuchungsgebiet zu rechnen 
ist, ist auch eine Verschlechterung des Er-
haltungszustandes der lokalen Population 
gegeben. 

Für den Erhaltungszustand der Art im natürlichen 
Verbreitungsgebiet ist weiterhin ein ungünstiger bis 
unzureichender Erhaltungszustand anzunehmen.  

Über die Sicherungsmaßnahmen FCS 2 "Abfang 
und Umsiedlung der Zauneidechse" sowie FCS 1 
"Anlage von Ersatzhabitaten für die Zauneidechse" ist 
für den Erhaltungszustand der Art auf regionaler 
Ebene keine Verschlechterung zu erwarten. 

 

  
 

c) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Europäischen Vogelarten 
 

Liegt eine Verschlechterung des aktuellen (günstigen oder ungünstigen) Erhaltungszustands  
der Populationen einer europäischen Vogelart vor? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja 

Kurze Begründung:       
 

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

Wenn ja: Kann der aktuelle Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen  
gewahrt werden? 

  nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
  ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Sicherung des aktuellen Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen)  
auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder übergeordneter  
Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit). 

      

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen:      . 
 

d) Bewertung einer Verschlechterung des Erhaltungszustands von Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL (Art. 16 Abs. 1 FFH-RL) 

 
 aa)  Liegt eine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustands der Populationen einer Art 

 des Anhangs IV der FFH-RL vor?  
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja  
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 Kurze Begründung:       

Verweis auf die detaillierten Planunterlagen: Spezielle artenschutzechtliche Prüfung (WERKGRUPPE 
GRUEN (2022). 

 
  Wenn ja: Kann der günstige Erhaltungszustand der Populationen durch FCS-Maßnahmen er-

halten werden? 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 
   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 

Darstellung der Maßnahmen zur Herstellung des günstigen Erhaltungszustands (FCS-
Maßnahmen) auf lokaler Ebene bzw. im natürlichen Verbreitungsgebiet (auf Landes- oder  
übergeordneter Populationsebene) mit Angaben zu: 
− Art und Umfang der Maßnahmen, 
− der Wirkungsweise im Populationskontext,  
− Zeitpunkt und Zuverlässigkeit des Erfolgseintritts (Referenzen oder Quellen), 
− der Dauer von evtl. Unterhaltungsmaßnahmen, 
− der Festlegung von Funktionskontrollen (Monitoring) und zum Risikomanagement  
− der rechtlichen Sicherung der Maßnahmenflächen (tatsächliche und rechtliche Verfügbarkeit).
 
FCS-Maßnahmen FCS 1 "Anlage von Ersatzhabitaten im Bereich des Flst. Nr. 6401" und FCS 2 
"Abfang und Umsiedlung der Zauneidechse". 
 

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen: Spezielle artenschutzechtliche Prüfung 
(WERKGRUPPE GRUEN (2022). 

 
bb) Wird bei einem ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen einer Art des Anhangs IV 

der FFH-RL der Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert oder wird die Wiederherstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustands der Populationen nicht behindert?  

   ja - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig, Prüfung endet hiermit. 
   nein - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig, Prüfung endet hiermit. 

 Kurze Begründung:       

 Verweis auf die detaillierten Planunterlagen: Spezielle artenschutzechtliche Prüfung  
(WERKGRUPPE GRUEN (2022). 

 
 

6. Fazit 

6.1 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen Vermeidungs- und 
CEF- Maßnahmen werden die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG 

  nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 erfüllt - weiter mit Pkt. 6.2. 

6.2 Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und/oder der vorgesehenen FCS-Maßnahmen 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

 nicht erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist unzulässig. 
  sind die Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG (ggf. i.V.m. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL)           

erfüllt - Vorhaben bzw. Planung ist zulässig. 
 


